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(Beginn: 9:01 Uhr) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Liebe Kolleginnen und Kollegen, sehr geehrte Damen 
und Herren Sachverständige, sehr geehrte Vertreteri nnen und Vertreter der Landesre-
gierung, der Verbände und der Kommunalverbände, ver ehrte Gäste! Ich darf Sie sehr 
herzlich zur 4. Sitzung der Enquetekommission �Fit fürs Leben in der Wissensgesell-
schaft � berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung � begrüßen. Wir werden heute in 
dieser 4. Sitzung die 3. öffentliche Anhörung durch führen. Deshalb gilt mein ganz be-
sonderer Willkommensgruß an dieser Stelle den auch heute wieder zu einer Anhörung 
eingeladenen Experten, Herrn Oberstudiendirektor Wagner, Herrn Landrat Eininger, 
Herrn Klemke und Herrn Oberstudiendirektor Bachura. Diese vier Herren werden uns 
heute Morgen mit ihren fachkundigen Ausführungen mi t Rat und Tat zur Seite stehen. 
Ich freue mich natürlich auch, dass unser Thema bei  unseren Zuhörerinnen und Zuhö-
rern auf großes Interesse stößt. 

Einleitend darf ich jetzt die Formalien abhandeln. Auch heute � wie schon bei den bis-
herigen Anhörungen � wird im Anschluss an die Refer ate der Sachverständigen jeweils 
eine Fragerunde stattfinden. Die für die Fragerunde n festgesetzten Zeiten sind ebenso 
wie die für die Referate vorgesehenen Zeiten im Abl aufplan, der Ihnen zugegangen ist, 
aufgeführt. 

Am heutigen Tag wird die Enquetekommission ja zwei öffentliche Anhörungen durch-
führen. Heute Nachmittag � wie gesagt � wird es die  4. Anhörung in dieser Enquete-
kommission geben. Deshalb bitte ich schon jetzt um Verständnis, dass ich auch diesmal 
wieder sehr streng auf die Einhaltung der festgelegten Zeiten achten werde. 

Im Anschluss an die heute Vormittag auf der Tagesordnung stehende Anhörung werden 
wir die Beratung dieser Sachverständigenanhörung in  nicht öffentlicher Sitzung durch-
führen. 

Nach der Mittagspause treffen wir uns dann um 14:30 Uhr wieder hier im Plenarsaal zur 
Durchführung der 4. öffentlichen Anhörung der Enque tekommission. 

Für die, die neu in unserer Runde dabei sind, möcht e ich noch darauf hinweisen, dass 
die Anhörung per Live-Streaming auf die Website des  Landtags übertragen wird. Die 
öffentliche Anhörung kann so also auf der Homepage des Landtags im Internet 
mitverfolgt werden. Die Kolleginnen und Kollegen und die Damen und Herren, die uns 
bisher schon bei unserer Arbeit begleitet haben, kennen das bereits. 

Weiter darf ich mitteilen, dass heute der Kollege Guido Wolf von der CDU-Fraktion ver-
hindert ist; er wird vertreten von der Kollegin Monika Bormann. 

Wir treten jetzt in die Tagesordnung ein, und ich rufe auf: 
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Öffentliche Anhörung zur Weiterentwicklung beruflic her Schul-
standorte 

Dabei handelt es sich ja um ein Thema, das gerade für uns in Baden-Württemberg, ei-
nem Flächenland, in der Zukunft von noch größerer B edeutung sein wird als bisher.  

Ich bitte nun zunächst Herrn Oberstudiendirektor Wa gner um seine Ausführungen. 

Sv. Herr Wagner: Vielen Dank, Frau Krueger. � Meine sehr verehrten  Damen und Her-
ren Abgeordnete des Landtags, sehr geehrte Damen und Herren Mitglieder der Enque-
tekommission, meine Damen und Herren! Ich muss mich bei der Begrüßung ganz kurz 
fassen, damit mir Frau Krueger nachher nicht das Mikrofon abschaltet. Wir sind ja ge-
halten, die festgelegten Zeiten einzuhalten. 

Dennoch zunächst ein ganz kurzes Wort zu mir. Ich b in Schulleiter an der Fritz-Erler-
Schule in Pforzheim � das ist eine Kaufmännische Sc hule �, und ich bin Sprecher der 
Vorsitzenden der Direktorenvereinigung beruflicher Schulen in Baden-Württemberg und 
Mitglied des Landesschulbeirats. 

Jetzt komme ich sofort zum Thema der heutigen Anhör ung �Weiterentwicklung berufli-
cher Schulstandorte�. 

(Die Schaubilder zu diesem Vortrag sind der Niederschrift als Anlage 
beigefügt) 

Wir haben in Baden-Württemberg nahezu 400 000 Schül erinnen und Schüler in berufli-
chen Schulen. Die Situation der beruflichen Schulen ist die: Wir haben momentan eine 
Unterrichtsversorgung von circa 95 %, nach der Stichprobe in der 47. und 48. Kalen-
derwoche 2009 haben wir Unterrichtsausfälle von cir ca 4 %. Das heißt, wir stehen bei 
einer Unterrichtsversorgung von 91 %. Das ist nicht zufriedenstellend. Daraus leitet sich 
schon ab, dass eine entsprechende Unterrichtsversorgung in Zukunft ein wichtiger Fak-
tor für die Entwicklung unseres beruflichen Schulwe sens ist. Dazu kommt noch die ho-
he Innovationsrate, die, denke ich, weitaus höher i st als im allgemeinbildenden Schul-
wesen. 

Die Darstellung des beruflichen Schulwesens versuche ich einfach mit dem Bild der vier 
Säulen. Wir haben als wichtige Säule, eigentlich al s  d i e  Säule überhaupt, das duale 
System der Berufsausbildung mit über 200 000 Schüle rinnen und Schülern. Wir haben 
den Vollzeitbereich mit Berufsvorbereitungsjahr, BEJ, den Berufsfachschulen, Berufs-
kollegs und den beruflichen Gymnasien. Eine dritte Säule stellt der zweite Bildungsweg 
dar, hier herausgehoben das Berufskolleg zur Erlangung der Fachhochschulreife und 
Berufsoberschulen. Schließlich kommt die vierte Säu le, die Fachschulen, in denen vor-
wiegend der Weiterbildungsbereich bedient wird. 

Ich komme zur ersten Frage, die an alle heute Vortragenden gestellt worden ist, näm-
lich zur Frage nach den wirtschafts- und strukturpolitischen Funktionen der beruflichen 
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Schulstandorte. Ich sehe die wirtschafts- und strukturpolitische Funktion der beruflichen 
Schulen in der Stärkung und Versorgung mit fachlich er Qualifikation für die entspre-
chenden Wirtschaftsstandorte und deren spezifischen Gegebenheiten, Profile, Schwer-
punkte usw. Ziel ist hier, dem Fachkräftemangel zu begegnen und den steigenden An-
forderungen an die Fachkräfte zu entsprechen. Dazu dient als wichtiges Zwischenglied 
auch der berufliche Vollzeitbereich, weil bestimmte Anforderungen eigentlich erst dann 
erfüllt werden können, wenn im Vollzeitbereich noch  weitere Qualifikationen hinzugetre-
ten sind. Darauf werde ich nachher noch zu sprechen kommen. 

Voraussetzung für diese Stärkung auch der Ausbildun gsreife ist eine entsprechend gute 
Unterrichtsversorgung. Ich hatte eingangs schon darauf hingewiesen. Aber es geht 
nicht nur um die Unterrichtsversorgung per se, sondern wir haben speziellen Bedarf an 
Fachkräften. Im beruflichen Schulwesen tun wir uns zum Teil sehr schwer, für bestimm-
te Spezialbereiche die entsprechenden Fachkräfte zu  gewinnen. Daher ist es eine ganz 
wichtige Sache, für die Zukunft noch flexiblere Mög lichkeiten der Lehrergewinnung zu 
schaffen. 

Vielleicht nur ein kleines Beispiel: Es gibt die sogenannten Direkteinsteiger, die vor al-
lem im technischen Bereich in die Lehrerbildung kommen und dann eingesetzt werden 
können. Es wäre durchaus auch im kaufmännischen Ber eich sinnvoll, wenn man Di-
rekteinsteiger beispielsweise für das Fach BWL hätt e. Ich weiß, dass es hier auch im 
sozialpädagogischen Bereich sehr großen Mangel gibt , dass es sehr große Schwierig-
keiten gibt. Auch da wäre eine solche Flexibilisier ung sehr wichtig. 

Die gesellschaftliche Funktion der beruflichen Schulstandorte sehe ich in erster Linie in 
dem Begriff der Integration. Dabei ist das ein sehr umfassender Begriff. Zunächst will 
ich nur eines sagen: Jede Hauptschülerin, jeder Hau ptschüler, jede Realschülerin und 
jeder Realschüler wird irgendwann eine berufliche S chule besuchen. Das heißt, für die-
se jungen Menschen führt kein Weg an der berufliche n Schule vorbei. Dazu kommt 
auch noch ein nicht unbeträchtlicher Anteil der Gym nasiasten, die ebenfalls berufliche 
Schulen oder die Berufsschule besuchen werden. Wir sind also Abnehmer fast des ge-
samten allgemeinen Bildungssystems und insoweit gefordert. Um Integrationsleistun-
gen durchführen zu können � dazu gehören Dinge wie Sprachförderung, individuelle 
Förderung, Schulsozialarbeit �, müssen entsprechend e Voraussetzungen geschaffen 
werden. Voraussetzung ist zum Beispiel eine entsprechende pädagogische Qualifizie-
rung der Lehrerinnen und Lehrer. Lehrerinnen und Lehrer an beruflichen Schulen sind 
nicht von vornherein immer pädagogisch so ausgebild et, dass sie diesen Schülerinnen 
und Schülern entsprechend entgegenkommen können, zu mal wir an diesen Schulen 
einen wesentlich höheren Anteil an Schülerinnen und  Schülern haben, die zum Teil 
auch aus � ich nenne es einmal so � etwas bildungsf erneren Schichten kommen. Von 
daher ist eine pädagogische oder sogar sonderpädago gische Ausbildung, meine ich, 
unerlässlich. 

Aber Integration bedeutet für mich nicht nur, dass man sich um die Schwächeren küm-
mert, sondern auch, dass man sich um die Stärkeren kümmert. Auch das ist etwas, was 
meiner Ansicht noch verbesserungswürdig ist. Auch d ie starken Schülerinnen und 



� 4 � 

Enquetekommission �Fit fürs Leben in der Wissensges ellschaft  
� berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung� 
4. Sitzung, 29. April 2010, Teil I � öffentlich 
EK4P, Wieck/Lenke 

Schüler müssen gefördert werden, damit sie sich hie r entsprechend einbringen können. 
Deshalb liegt eine besondere Betonung darauf, dass auch Leistungsstarke Berücksich-
tigung finden. Auch darauf werde ich nachher noch weiter zu sprechen kommen. 

Die bildungspolitische Funktion der beruflichen Schulstandorte sehe ich in erster Linie 
darin, dass ein Angebot in einer Lernumgebung im Sinne des Bildungsauftrags berufli-
cher Schulen gemacht wird. Das heißt, Vermittlung f achtheoretischer Kenntnisse, aber 
auch Vertiefung und Erweiterung allgemeiner Bildung. Das gehört hier auch dazu. Die 
Berufsqualifikation oder die Vorqualifikation spielt eine große Rolle, aber auch die An-
schlussfähigkeiten für weitergehende Bildungsgänge oder auch Ausbildungsmöglichkei-
ten. Das ist sehr wichtig. 

Mit �Ausschöpfung der Begabungsfähigkeit� meine ich , dass eine entsprechende Diffe-
renzierung eingebaut sein muss, um unterschiedlich reagieren zu können. Wir brauchen 
eine hohe Flexibilität in der Umsetzung neuer Ausbi ldungsverordnungen durch Schul-
versuche, durch Schaffung innerschulischer Schwerpunkte. Ich denke, einen Ansatz 
dafür bietet dann auch die OES, die operativ eigens tändige Schule. Schulen müssen in 
der Zukunft relativ selbstständig agieren und reagi eren können. Die Voraussetzungen 
sind räumliche, sächliche und personelle Ressourcen .  

Zu den räumlichen Voraussetzungen gehört die Schaff ung ausreichender Unterrichts-
räume. Wir brauchen noch mehr Fachräume, wir brauch en Lernräume für die Schüle-
rinnen und Schüler und auch Kantinen. Bereits jetzt  verweise ich � darauf komme ich 
bei der letzten Frage noch � auch auf die Gegebenhe iten in Bezug auf Ganztagsschu-
len. 

Wir brauchen entsprechende Lernmittel und Lehrmittel. Ich erinnere daran, dass es vor 
Jahren einmal die Prognose gab, dass Schülerinnen u nd Schüler ausnahmslos mit ei-
nem Laptop versorgt sein sollten. Ich glaube, davon sind wir noch ein Stückchen ent-
fernt. 

Wir brauchen personelle Ressourcen, das heißt Fachk räfte mit hoher pädagogischer 
Kompetenz, wir brauchen aber mittlerweile auch Schulsozialarbeiter und Jugendberufs-
helfer in entsprechendem Umfang, weil wir nicht unbedingt immer ein einfaches Schü-
lerpublikum haben und daher hier große Aufgaben vor  uns sehen. 

Bei der Fragestellung, wie Schulstandorte in Kooperation mit Betrieben, Kammern und 
überbetrieblichen Ausbildungsstätten zu schulischen  Kompetenzzentren fortentwickelt 
werden können, fasse ich mich kurz. Es geht darum, dass überbetriebliche Berufsbil-
dungsstätten erhalten bleiben � das schien nicht im mer ganz sicher zu sein �, weil dies 
vor allem im Sinne der Mittelstandsförderung sehr w ichtig ist. Für bestimmte Berufe et-
wa, für die in kleinen Betrieben ausgebildet wird, sind oftmals nicht einmal die entspre-
chenden Maschinen verfügbar, sodass dafür gesorgt w erden muss, dass solche Ange-
bote beruflicher Schulen mit überbetrieblicher Beru fsbildung erhalten bleiben oder aus-
gebaut werden können. 
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Zu Kooperationen mit Weiterbildungsstätten will ich  Ihnen nur ein kleines konkretes 
Beispiel bringen. Wir haben bei uns an der Schule eine Landesfachklasse für Immobi-
lienkaufleute, und hier besteht die Überlegung, an der Kammer einen Fachwirt-
Lehrgang in Kooperation mit uns einzurichten. Das wären etwa Projekte, die für ver-
schiedene Berufe Zukunft haben könnten und Zukunft haben sollten. 

Auch die schulische Weiterbildung, z. B. in Form von Meisterkursen, ist ein ganz wichti-
ges Element, das erhaltenswert ist. 

Die Frage nach der Standortentwicklung fordert eigentlich eine Differenzierung zwi-
schen ländlichem Raum und städtischen Räumen bzw. B allungsräumen. Wenn ich mir 
diese Bereiche anschaue, wäre es die Zielsetzung, d ass im ländlichen Raum ein mög-
lichst umfassendes Bildungsangebot möglich bleiben sollte und möglich sein soll und 
dass im städtischen Raum Profilierungen und Spezial isierungen oder entsprechende 
Aufteilungen � dafür gibt es auch schon Beispiele �  möglich sein müssten. Wenn ich 
aber im ländlichen Raum viel erhalten möchte, dann muss ich auch darauf achten, wie 
vielfältig die Berufsbilder in der Berufsschule sin d und welche Möglichkeiten es gibt, 
u. U. wieder zu gewissen Gemeinsamkeiten im ersten Ausbildungsjahr zurückzukehren, 
und diese wieder hervorzuheben. Andernfalls gibt es in der Umsetzung, wie sich mo-
mentan bei den Lernfeldern zeigt, Schwierigkeiten, hier Gemeinsamkeiten zu schaffen. 
Das wäre, denke ich, eine wichtige Sache. 

Differenzierung nach Bildungsgängen: Das kann man i n den städtischen Räumen si-
cherlich ganz gut machen, ebenso wie eine entsprechende Profilbildung. Was die At-
traktivität der entsprechenden Ausbildungsplätze un d Schulstandorte anbelangt, so 
werde ich darauf nachher noch zu sprechen kommen. 

Wie sieht es mit der Unterrichtsorganisation bei sinkenden Schülerzahlen aus? Hier 
wäre die Einschränkung der Differenzierung bei den Basiskompetenzen, beispielsweise 
im ersten Ausbildungsjahr, zu nennen. Ich könnte mi r auch vorstellen, dass man über 
wechselnde Schulzuordnungen eines Bildungsgangs oder eines Berufs die Fläche wei-
terhin bedienen kann. Das würde bedeuten, dass bei zwei relativ nah beieinanderlie-
genden Schulstandorten im Wechsel eine entsprechende Öffnung oder ein entspre-
chender Zugang geschaffen wird. Ich kann mir auch für die kommende Werkrealschule 
vorstellen, dass nicht jede Schule, die die zweijäh rige Berufsfachschule hat, mit einer 
Werkrealschulkooperation beginnt, sondern dass die Schulen sich das im Wechsel auf-
teilen. Damit, glaube ich, könnte man die Fläche ga nz gut bedienen. 

Jetzt komme ich zu den Fragen, die allein an mich gestellt worden sind. Zunächst ist 
das die Frage der Erhöhung der Attraktivität der Sc hulstandorte. Ich denke, dazu gehö-
ren eine verstärkte Lernortkooperation sowie ein di fferenzierendes und differenziertes 
Bildungsangebot. Als Beispiel dafür könnte man jetz t die Entwicklungen in der zweijäh-
rigen Berufsfachschule nennen, in der im Wahlbereich lokal sehr unterschiedliche Spe-
zialisierungen durchgeführt werden können � man kön nte fast sagen, vom Fach �Glück� 
bis zur naturwissenschaftlichen Förderung gibt es h ier ein relativ weites Feld. Hier könn-
ten sich die Schulen entsprechend profilieren. 
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Man sollte, was die Attraktivität anbelangt, auch d arauf achten, dass die Übergänge zu 
verschiedenen Bildungsgängen entsprechend begleitet  und gesichert werden. Auch 
darauf werde ich im nächsten Punkt noch zu sprechen  kommen. 

Förderprogramme für Starke und Schwache � auch dara uf wird noch zu kommen sein. 
Immer wieder kann man sagen: Wir brauchen ausreichende Ressourcen, sowohl per-
sonell als auch sächlich. Das bleibt das A und O un seres Bildungsangebots. 

Was die Frage nach der Attraktivität für Schülerinn en und Schüler angeht, sollte das 
wichtige und hervorragende Prädikat des baden-württ embergischen Bildungswesens, 
nämlich �Kein Abschluss ohne Anschluss�, noch gangb arer gemacht werden oder in 
einigen Bereichen wieder gangbar gemacht werden. Es gibt nicht immer ganz fließende 
Übergänge. Hier besteht Verbesserungsbedarf. Es ist  nötig � konkret gesagt �, z. B. 
beim Übergang von der Realschule in das berufliche Gymnasium oder ins Berufskolleg 
noch einmal neu zu denken. In den Realschulen gibt es nicht mehr die drei Naturwis-
senschaften, es gibt dieses naturwissenschaftliche Arbeiten im Fach NWA, und im be-
ruflichen Gymnasium folgen dann in der Eingangsklasse Physik, Chemie und Biologie. 
Dieser Übergang ist nicht mehr friktionsfrei. Solch e Dinge müssen in der Zukunft noch 
einmal neu aufgenommen werden. 

Förderung der Starken ist � ich habe es vorhin scho n angesprochen � ein wichtiges 
Element. Nach § 64 des Hochschulgesetzes besteht die Möglichkeit, dass Schülerinnen 
und Schüler einer Vollzeitschule � das muss keine S chule sein, die einen sogenannten 
Hochbegabtenzug hat, sondern das ist dort nicht weiter definiert � während ihrer Schul-
zeit eine Hochschule besuchen. Es liegt im Ermessen der Hochschule, solche Besuche 
auch anzuerkennen. Pforzheimer Beispiel: Schülerinn en und Schüler der gymnasialen 
Oberstufe des Wirtschaftsgymnasiums besuchen Kursangebote der Hochschule und 
schreiben die Prüfungsklausur mit. Wenn sie die Prü fungsklausur erfolgreich hinter sich 
gebracht haben, bekommen sie das anerkannt, wenn sie an dieser Hochschule den 
entsprechenden Studiengang wählen. Das ist eine Sac he, die recht unkompliziert läuft 
und die meiner Ansicht nach weiter gefördert werden  sollte. 

Attraktivität für Lehrerinnen und Lehrer: Da spielt  natürlich das Thema Personalentwick-
lung eine große Rolle. Die Frage nach Funktionen an  den Schulen, nach entsprechen-
den Anrechnungen und auch nach Beförderungsmöglichk eiten stellt sich hier natürlich. 
Ein ganz wichtiger Punkt ist meiner Ansicht nach aber, dass Schulen ausreichende 
Fortbildungskonzepte entwickeln können. Dafür brauc hen sie eigentlich auch so etwas 
wie ein Fortbildungsbudget. 

Für wissenschaftliche Lehrer sollten alle Schulstan dorte auch Bildungsgänge aufwei-
sen, die einen Hochschulzugang zum Ziel haben. Die Fachlehrergewinnung wäre viel-
leicht zu unterstützen, indem in Mangelbereichen ma terielle Anreize geschaffen wer-
den. Auch die Arbeitsplatzgestaltung ist, glaube ich, noch etwas, was an Schulen weit-
hin verbessert werden kann. Ich erinnere nur an die Problematik des häuslichen Ar-
beitsplatzes und der steuerlichen Anerkennung. Das Problem ist zwar jetzt wohl vom 
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Tisch, aber umgekehrt sind die Arbeitsbedingungen an Schulen durchaus noch verbes-
serungswürdig. 

Sicherung von Bildungsangeboten bei sinkenden Schül erzahlen: Hier sollte man beach-
ten, dass wir einfach noch mehr nach Profilen differenzieren können, dass wir noch 
mehr nach Leistungsfähigkeit unserer Schülerinnen u nd Schüler differenzieren können. 
Dahinter steckt auch die Idee, dass es in Zukunft unterschiedliche Geschwindigkeiten 
für vergleichbare Bildungsgänge geben sollte. Ich h alte das für sehr wichtig. Wir haben 
das ja beispielsweise auch schon im Grundschulbereich. Im Grundschulbereich haben 
wir eine relativ starke zeitliche Spreizungsmöglich keit im Hinblick darauf, wie lang die 
Verweildauer an einer Grundschule ist. Warum sollte das nicht auch für weiterführende 
Bildungsgänge möglich sein, dass man hier also mit unterschiedlichen Geschwindigkei-
ten arbeitet? Ich denke, nur so wird man erfolgreich auch den Anteil eines Geburtsjahr-
gangs erhöhen können, der nachher weiterführende Ab schlüsse beziehungsweise auch 
Hochschulzugänge erhalten kann. 

Vielleicht gleich noch dazu � das liegt vielleicht ein bisschen außerhalb �: Parallel dazu 
sollte man auch beachten, dass der Hochschulzugang auch in späteren biografischen 
Situationen möglich sein sollte. Erst dann kann ich  verlässlich sagen, dass sich der An-
teil eines Geburtsjahrgangs, der zu einem Hochschulzugang kommt, erfolgreich erhöht 
hat. Unter �erfolgreich erhöht� verstehe ich auch, dass hinterher eine entsprechende 
akademische Weiterbildung Erfolgsaussichten hat. � Diese Überlegungen zur Differen-
zierung nach Leistungsfähigkeit. 

Jetzt zum Stichwort �Ganztagsangebote�. Ganztagsang ebote sind meiner Ansicht nach 
aufgrund der Notwendigkeit individueller Förderung immer wichtiger. Schule hat immer 
stärker erzieherische Aufgaben � das meine ich hier  mit �Pädagogisierung� �, und 
Schule muss, um bestimmte Kompetenzen der Schülerin nen und Schüler zu erkennen, 
auch immer stärker Zusatzangebote anbieten, damit m an hier entsprechend weiterge-
hen kann. 

Schulsozialarbeit habe ich vorher schon genannt. 

Beachtung der Bedürfnisse der Auszubildenden: Der B egriff �Bedürfnis� der Schülerin-
nen und Schüler und Auszubildenden war für mich etw as missverständlich. Heißt das: 
Was will der Schüler?, oder heißt das: Was braucht der Schüler? Ich habe hier jetzt ein-
fach noch einmal dazu notiert: Es gibt ja in der Berufsschule schon seit vielen Jahrzehn-
ten das SE-Programm, sodass also unterstützende und  ergänzende Maßnahmen 
denkbar sind. Wichtiges Beispiel ist die Erhaltung des dualen Berufskollegs für Abituri-
enten und, ganz wichtig, ist hierbei auch der Erhalt der gemeinsamen Prüfungen von 
Schule und Kammern. 

Jetzt komme ich noch einmal zu den Ganztagsangeboten, bevor mir die Vorsitzende 
das Wort entzieht. Ich möchte das nur noch mit eini gen ganz wenigen Sätzen darlegen. 
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Ganztagsschulangebote an beruflichen Schulen halte ich für äußerst wichtig und wert-
voll, weil sich die Familienstrukturen geändert hab en, weil sich die Gesellschaft insge-
samt geändert hat. Das Stichwort �Lernen zu Hause� stellt ein großes Problem dar und 
wird auch ein immer größeres Problem werden. Ich de nke, dass wir das an den Schu-
len leisten können, wenn wir entsprechend ausgebaut  sind. 

Ein paar Stichpunkte habe ich jetzt weggelassen. 

Zur Frage der Ressourcen das Fazit: Wir brauchen fachkompetente Lehrer, pädagogi-
sche Exzellenz, wir brauchen weiterhin ein flächend eckendes Standortangebot und 
ausreichende Profilbildung im städtischen Raum. 

Jetzt breche ich meine Ausführungen einfach ab, Fra u Krueger. Vielen Dank, dass Sie 
mir noch nicht das Mikrofon abgeschaltet haben. 

(Heiterkeit) 

Ich denke, ganz wichtig wäre es, zum Schluss noch e inmal zu sagen: Die beruflichen 
Schulen müssen in der Ressourcenausstattung unbedin gt mit den allgemeinbildenden 
Schulen gleichgestellt werden. Wir haben hier noch einiges aufzuholen. Ich appelliere 
an alle, die diese Dinge mit entscheiden können: Tr agen Sie dazu bei! Ich denke, wir 
leisten gute Arbeit, und dann leisten wir noch bessere Arbeit. 

Danke schön. 

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Wagner. Allein schon der Hinweis auf 
die gute Arbeit, die Sie und Ihre Kolleginnen und Kollegen an den beruflichen Schulen 
leisten, war die kleine Zeitüberschreitung wert. Vi elen Dank. 

Wir kommen jetzt zur Fragerunde. Zunächst Herr Lehm ann, bitte. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Herr Wagner, ich habe eine Frage, weil ja a llgemein 
bekannt ist, dass die Seiten- und Quereinsteiger an den beruflichen Schulen mittlerwei-
le sehr große Bedeutung haben, um als Pädagogen in den verschiedenen Fachrichtun-
gen Fachkompetenz gewährleisten zu können. Angesich ts der Tatsache und der Auf-
gaben, die Sie hier beschrieben haben, beispielsweise, dass viele Schülerinnen und 
Schüler der beruflichen Schulen aus schwierigen soz ialen Verhältnissen kommen, frage 
ich: Ist die Ausbildung oder das Anlernen der Quer- und Seiteneinsteigern dem eigent-
lich noch gemäß, oder müsste man hier jetzt auch an dere Formen der Aus- und Fortbil-
dung finden? 

Sv. Herr Wagner: Ich denke, dass das Programm so, wie es mit den Direkteinsteigern 
läuft, eigentlich ein gutes Programm ist. Die komme n ja sofort in eine entsprechende 
Ausbildung an den Seminaren für Lehrerbildung. Ich halte das für sehr wichtig. Sie stei-
gen ja auch mit einem relativ kleinen Eigenanteil an Unterricht ein. Inwieweit in dieser 
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Ausbildung die Gewichtung zwischen fachdidaktischen Aspekten und pädagogisch-
psychologischen Aspekten einer Umschichtung bedarf, dazu kann ich Ihnen keine be-
friedigende Auskunft geben, weil die Leute meist wirklich aus dem Fach kommen und 
von der fachdidaktischen Umsetzung nicht sehr viel verstehen. Damit sind sie zunächst 
einmal sehr beschäftigt. 

Ich würde das dann in einer weiteren Phase der Lehr erbildung in den Vordergrund rü-
cken. Ich meine grundsätzlich, dass Lehrer an beruf lichen Schulen, auch diejenigen, die 
den grundständigen Lehrerbildungsgang durchlaufen h aben, in ihrer Tätigkeit als Lehrer 
noch in einem wesentlich stärkeren Maße für die päd agogischen Aufgaben, für die son-
derpädagogischen Aufgaben fortgebildet werden müsst en. Ich würde dies also in die 
dritte Phase der Lehrerbildung oder dann in die Weiterbildung legen. 

Abg. Christoph Bayer SPD: Herr Wagner, ich habe Fragen zu zwei Stichworten. Sie 
sprachen von �flexibler Lehrergewinnung�. Mich würd e interessieren: Was versteckt sich 
dahinter, welche Möglichkeiten bestehen für Sie, wa s heißt hier �flexibel�, welche der 
verschiedenen Möglichkeiten werden von Ihnen präfer iert, wie sieht es mit den Quali-
tätsanforderungen aus? Sehen Sie auch Gefahren in d ieser �Flexibilisierung� der Leh-
rergewinnung? � Das zum ersten Stichwort. 

Um gleich zum zweiten Stichwort zu kommen � Schulso zialarbeit �: Sie sprachen von 
Voraussetzungen von Schulsozialarbeit, die gegeben sein müssen. Sind Sie mit mir der 
Meinung, dass eine der wesentlichen Voraussetzungen darin bestehen würde, zu dem 
ursprünglich in der Enquetekommission �Jugend� vere inbarten Drittelmix wieder zurück-
zukommen, nämlich ein Drittel Land, ein Drittel Jug endhilfeträger und ein Drittel Schul-
träger? Wäre das eine Voraussetzung, die Sie meinen ? 

Sv. Herr Wagner: Was Ihre zweite Frage anbelangt: Die vorgeschlagene Quantifizie-
rung vermag ich nicht zu beurteilen. Ich kann Ihnen nur im Sinne der Schulen sagen: 
Wir brauchen hier mehr Unterstützung. Ich sage Ihne n ganz ehrlich: Wer das finanziert, 
ist mir egal. Es muss kommen. 

(Heiterkeit) 

Was Ihre erste Frage anbelangt, die Flexibilisierung in der Lehrergewinnung, so fange 
ich mit der Schilderung einer Gefahr an: Das darf nicht bedeuten, dass man die Ein-
gangsvoraussetzungen, also die Berufsbildungsherkunft oder die Hochschulherkunft, 
einfach nach unten absenkt. Darin würde ich eine gr oße Gefahr sehen. Da müssten wir 
sehr vorsichtig sein. 

Ich differenziere jetzt einmal nach den sogenannten technischen Lehrern und den wis-
senschaftlichen Lehrern. Ich könnte mir eben auch v orstellen, wenn es um den Direkt-
einstieg geht, dass man das für mehr Fächer öffnet,  also beispielsweise nicht nur für die 
Ingenieurberufe. Ein Wirtschaftsgymnasium kann für Naturwissenschaften nur Physiker 
nehmen, es kann keine Ingenieure nehmen � das ist e ine Sache �, obwohl es Ingeni-
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eurberufe gibt, die die Physik von oben nach unten und von unten nach oben durchlau-
fen haben. Also, da gäbe es für mich schon Möglichk eiten. 

Die andere Überlegung ist die, ob das unbedingt imm er über einen Zwei-Fach-Lehrer 
gehen muss oder ob es hier nicht auch andere Möglic hkeiten gibt. Bei den Ingenieuren 
definiert man dann eben immer die Mathematik als zweites Fach. Aufgrund dessen, 
was diese Lehrkräfte im Rahmen ihrer Ausbildung an der Hochschule durchlaufen ha-
ben, ist das kein Problem. Aber das gilt nicht für jeden Beruf. 

Ich hatte einmal einen Bewerber, der promovierter Diplom-Meteorologe war. Der konnte 
hier nicht angenommen werden, hat aber in Rheinland-Pfalz ein Angebot bekommen. 
Er hat als Diplom-Meteorologe auch die Physik in eigentlich allen Bereichen durchlau-
fen, und auch die mathematische Kompetenz der so Ausgebildeten ist, glaube ich, un-
bestritten. 

Abg. Stefan Teufel CDU: Herr Wagner, Sie haben unterschiedliche Strategien der 
Standortentwicklung angesprochen � Ballungsgebiet u nd ländlicher Raum. Kann man 
hier auch zwischen kaufmännischen, gewerblichen und  hauswirtschaftlichen Schulen 
unterscheiden? Differenzieren Sie nach diesen Disziplinen? 

Sv. Herr Wagner: Da ist auch die Frage, inwieweit hier Kooperationen denkbar sind bei 
zurückgehenden Schülerzahlen oder in bestimmten Ber ufen, etwa den IT-Berufen. Hier 
entstehen zum Teil auch Kleinklassen-Problematiken. Bei den IT-Berufen habe ich ja 
beispielsweise zwei Bereiche, die in den gewerblichen Schulen verankert sind, und 
zwei, die in den kaufmännischen Schulen verankert s ind. Hier könnte ich mir bei den 
gemeinsamen Inhalten durchaus Kooperationen vorstellen, wenn die Schülerzahlen 
gering sind � egal ob im städtischen oder im ländli chen Raum. Das wären sicher Mög-
lichkeiten. All das bringt natürlich schulorganisat orische Probleme mit sich, aber das 
kriegen wir dann schon hin. 

Abg. Gerhard Kleinböck  SPD: Herr Wagner, zwei Themenbereiche möchte ich a n-
sprechen. Wenn Sie die Berufsschule auf dem Weg zum Kompetenzzentrum sehen, 
können Sie dann die Wünsche formulieren, die Sie no ch haben, um auch die Voraus-
setzungen zu schaffen, diese möglichen Kooperatione n mit externen Partnern erfolg-
reich zu gestalten? Also, was fehlt Ihnen da noch vonseiten des Kultusministeriums � 
Stichwort Selbstständigkeit, rechtliche Fragen usw.  �? Das zum Themenbereich eins. 

Themenbereich zwei: Sie hatten gesagt, Ressourcen 110 %. Das ist das, was Sie for-
dern. Entscheidend ist an der Stelle dann aber auch: Kennen Sie � da frage ich Sie 
auch als Sprecher der AG der Direktoren � jeweils I hre 100 %? Das ist ja die entschei-
dende Frage, denn es macht schon einen Unterschied, ob ich einen Gemischtwarenla-
den betreue oder an meiner Schule monostrukturierte Berufe habe. 

Sv. Herr Wagner: Eine hundertprozentige Versorgung ist ja jetzt eine statistische Grö-
ße. Das schließt nicht aus, dass ich in einem Berei ch oder in einem Bildungsgang Man-
gel habe. Ich denke hier wiederum sehr stark an die gewerblichen Schulen, die in spezi-
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fischen Bereichen immensen Mangel haben. Hier könnt e ich mir � Stichwort Flexibilisie-
rung bei der Lehrergewinnung � Anreize für technisc he Lehrer und ˜hnliches vorstellen. 

Abg. Gerhard Kleinböck  SPD: Das war ja gerade Zielrichtung meiner Frage, dass wir 
diese 100 % im Grunde genommen schulspezifisch definieren müssen. Denn mit der 
statistischen Zahl kommen wir hier ja nicht weiter. 

Sv. Herr Wagner: Richtig. Ich denke, der Mangel ist jetzt grundsät zlich gegeben und ist 
da. Es hat sich sicherlich in den letzten Jahren ein bisschen geändert, aber auch, wenn 
ich es nur als statistische Größe nehme, ist das fü r uns absolut nicht zufriedenstellend. 
Wir haben große Probleme, bestimmte Zusatzbereiche anzubieten. 

Da Sie zuvor nach dem Thema Lernortkooperation gefragt haben � ich gehe jetzt nicht 
von der Berufsschule, sondern von den beruflichen Vollzeitschulen aus �: Im Sinne der 
Eigenständigkeit der Schulen gäbe es schon noch ein ige Bedarfe. Ich könnte mir vor-
stellen, wenn man an der Schule eine Berufsfachschule hat und für irgend einen 
Schwerpunkt, beispielsweise Umweltmanagement oder Umwelterziehung, eine Koope-
ration mit einem Betrieb hat, dann wäre für den Wah lpflichtbereich hier eine Spezialisie-
rung oder eine Profilierung denkbar. Das muss dann entsprechend versorgt werden 
können. 

Das konkrete Beispiel gibt es. Wir arbeiten seit wenigen Wochen mit einer Firma in 
Straubenhardt zusammen, die Energiemessanlagen entwickelt hat. Das wird jetzt bei 
uns als Pilot weitergeführt. Das möchte ich ja nich t nur für das Gebäude, sondern ich 
möchte es in den pädagogischen Betrieb unserer Schu le integrieren. Da wäre es für 
mich zum einen denkbar, jetzt im Wahlpflichtbereich der zweijährigen Berufsfachschule 
etwas zu machen, und zum anderen über den Seminarku rs, den ich nicht beliebig häu-
fig anbieten kann, weil er sehr ressourceneng ist; man könnte im Wirtschaftsgymnasium 
so etwas machen, oder man könnte es sich auch als p rofilergänzende Sache vorstellen, 
die man hier machen könnte. Dazu hilft, denke ich, die Weiterentwicklung der OES, 
wenn sie hier die Möglichkeit hat, nach Standorten entsprechende Spezifika und Profi-
lierungen einzufügen. 

Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Herr Wagner, ich habe noch ein Verständni sprob-
lem. Wahrscheinlich fehlt mir nur ein gedanklicher Zwischenschritt. Auf die sinkenden 
Schülerzahlen antworten Sie mit Differenzierung. Da nn wird es doch aber noch kleintei-
liger. Vermutlich fehlt mir da einfach nur ein gedanklicher Zwischenschritt, der das dann 
zur Lösung führt. 

Das Zweite, da jetzt die 110-%-Versorgung in den Raum gestellt wurde: Ich bekomme 
immer wieder Rückmeldungen, es seien nicht einmal 1 00 %. Andererseits höre ich 
dann aber auch immer wieder die Aussage: �Stellen hätte ich schon, aber keine Bewer-
ber.� Wie beurteilen Sie das denn? 

Sv. Herr Wagner: Zum Ersten: Was die sinkenden Schülerzahlen und die  Differenzie-
rung anbelangt, da haben Sie zunächst natürlich rec ht. Wenn ich das Angebot verbrei-



� 12 � 

Enquetekommission �Fit fürs Leben in der Wissensges ellschaft  
� berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung� 
4. Sitzung, 29. April 2010, Teil I � öffentlich 
EK4P, Wieck/Lenke 

tere, habe ich ja weniger Schüler zur Verfügung. Da s ist aber auch eine Frage der 
Schülergewinnung; das ist auch ein originäres Inter esse, um den Schülerinnen und 
Schülern bestimmte Qualifizierungen anbieten zu kön nen. Es geht ganz einfach auch 
um die Annahme des Bildungsangebots der beruflichen Schulen. Ich denke, das ist 
noch nicht ausgeschöpft. Hier gibt es durchaus noch  Möglichkeiten. 

Differenzierung bedeutet aber auch, dass man den Schülerinnen und Schülern � da bin 
ich auch bei der Frage nach der Attraktivität für S chülerinnen und Schüler � ein diffe-
renziertes Angebot anbietet, das stärker an deren K ompetenzen orientiert ist. Wir nei-
gen im Schulwesen ja immer wieder dazu, von den Defiziten unserer Schüler auszuge-
hen, und nicht so sehr dazu, zu erfragen, was sie denn können und wie man das för-
dern und weiterentwickeln kann. Da ist, glaube ich, noch ganz viel Entwicklungsarbeit 
zu leisten. Insofern wäre mir der Begriff der Diffe renzierung auch bei sinkenden Schü-
lerzahlen ein sehr wichtiger Begriff. 

Zu den Stellen � wir erleben das momentan im Fach P hysik landauf, landab, und zwar 
im allgemeinbildenden Bereich, aber auch an den beruflichen Schulen �: Im Bereich der 
gewerblichen Schule gibt es möglicherweise den glei chen oder einen noch höheren 
Bedarf als an kaufmännischen Schulen, und diese sol lten aufgrund ihres Profils viel-
leicht sogar vorrangig bedient werden. Das Problem ist aber häufig, dass gerade für 
diese Schulen aber kein ausreichendes Angebot mehr besteht. Hier bin ich dann wieder 
bei der Möglichkeit der Flexibilisierung für den Di rekteinstieg. Meiner Ansicht nach geht 
es im Fach Physik momentan nur über den Direkteinst ieg. Ich bekomme im Augenblick 
niemanden über den herkömmlichen Gymnasiallehrer-St udiengang an unsere Schule. 
Da läuft momentan gar nichts. Wir behelfen uns da, wir laufen auch großes Risiko. Aber 
auch das bekommen wir hin. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Herr Wagner, mich würde noch Folgendes inte res-
sieren. Wir haben ja vor dem Hintergrund des kommenden Schülerrückgangs die Situa-
tion, dass die vollzeitschulischen Angebote in den vergangenen Jahren sehr stark aus-
gebaut worden sind, dies jedoch nicht dazu geführt hat, dass das als berufsqualifizie-
rende Ausbildung anerkannt wurde, sondern dass sich eine duale Ausbildung ange-
schlossen hat. Jetzt werden natürlich die Rufe laut , weil die Schülerzahlen rückläufig 
sein werden, dass nun von staatlicher Seite die vollzeitschulischen Angebote zurückge-
fahren werden sollen, damit die Jugendlichen auf die duale Ausbildung �zwangsgelenkt� 
werden. Halten Sie das für ein gangbares Konzept, o der was müsste sich eigentlich in 
den vollzeitschulischen Ausbildungsgängen verändern , damit wir bei den Jugendlichen 
generell zu kürzeren Ausbildungszeiten kommen? 

Sv. Herr Wagner: Ich denke, eine Rücknahme im Vollzeitbereich der beruflichen Schu-
len wäre fatal, weil oftmals die Ausbildungsfähigke it erst erreicht wird, wenn man die 
entsprechenden Bildungsgänge hat. Ich gehe jetzt ab er nicht davon aus, dass das so 
ist, weil die Schüler Lernschwierigkeiten hätten, s ondern es liegt daran, dass in be-
stimmten Bereichen der dualen Ausbildung Qualifikationen oder Vorqualifikationen ei-
gentlich notwendig sind, die man nicht an der allgemeinbildenden Schule � zumindest 
nicht auf der Hauptschule, zum Teil aber auch nicht auf der Realschule oder dem all-
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gemeinbildenden Gymnasium � erwirbt. Von daher halt e ich weiterhin den Erhalt für 
sehr wichtig, um auch die Ausbildung zu sichern. Ich sehe darin auch keine Konkurrenz 
zum Bereich der dualen Ausbildung, sondern ich sehe einfach eine Tendenz aufgrund 
der Anforderungen vieler Ausbildungsberufe, dass hier noch mehr Qualifikation mit ein-
gebracht werden muss, ehe es soweit ist, dass man in die Ausbildung gehen kann. Das 
geht aufgrund der Entwicklung bei den Anforderungen nicht mehr so ohne Weiteres 
nach den herkömmlichen Abschlüssen allgemeinbildend er Schulen. 

Abg. Katrin Schütz  CDU: Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung. W ie könnten 
Bildungsgänge an einer Schule so aufeinander abgest immt werden, dass sich die Qua-
lität erhöht und Synergien gerade im Vergleich mit der dualen Ausbildung und der Voll-
zeitschule genutzt werden? 

Sv. Herr Wagner: Zunächst einmal allgemein: Was die Übergänge anbe langt, meine 
ich, dass hier viel mehr begleitet werden muss, dass man also nicht abwarten sollte, bis 
der Zeitpunkt kommt. Es bedarf auch hier der Kooperation mit dem allgemeinen Be-
reich, was die vollzeitschulischen Bildungsgänge an belangt. 

Der andere wichtige Punkt ist, dass man den Bereich der Lernortkooperation auch im 
Sinne der Praktika noch ausweitet. Ich glaube, beide Seiten können davon nur profitie-
ren. Ich denke, dass Betriebe, wenn sie die Möglich keit haben, selbst Kompetenzen zu 
suchen, noch mehr Möglichkeiten haben, und wenn sie  dann in Abstimmung mit den 
Schulen arbeiten, dann könnte das eine gute Koppelu ng zwischen dem Lernort Betrieb 
und dem Lernort berufliche Vollzeitschule sein. 

Abg. Dr. Frank Mentrup SPD: Eine Feststellung und zwei kleine Fragen. Die Feststel-
lung ist: Wenn ich von den 91 % Unterrichtsversorgung ausgehe, die Sie ja nachvoll-
ziehbar vorgerechnet haben, und auf 110 % kommen will, dann fordern Sie 21 % mehr. 

Sv. Herr Wagner: 19 %. 

Abg. Dr. Frank Mentrup SPD: Ja, Sie müssen aber die 19 auf die 91 anrechn en, und 
dann sind Sie bei 21 von Hundert. Sie fordern also eine 21 %-ige Verbesserung der 
derzeitigen Situation � das stelle ich zunächst ein mal fest. 

Nun meine zwei Fragen: Sie haben auf der einen Seite betont, das berufliche Schulwe-
sen muss fest am Wirtschaftsstandort verankert sein und muss dort im Grunde auch auf 
die Bedürfnisse reagieren können, auch flexibel. Si e haben davon gesprochen, dass wir 
ressourcenorientiert und kompetenzorientiert auf die Jugendlichen zugehen sollen und 
nicht defizitorientiert, und Sie haben von individueller Förderung gesprochen. Auf der 
anderen Seite haben Sie eine stärkere Profildiffere nzierung nachgefragt. Da wäre mei-
ne Frage noch einmal: Was wäre denn Ihr Schwerpunkt ? Denn das sind ja zwei unter-
schiedliche Entwicklungsrichtungen. Es ist ein Unterschied, ob ich im Grunde das Profil 
immer weiter differenziere, weil ich immer differenziertere Anforderungen habe, oder ob 
ich sage: Es geht besser über die individuelle Förd erung, über die Kompetenzorientie-
rung, und da brauche ich mehr Flexibilität in den R ahmenbedingungen, damit ich dem 
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Einzelnen eher gerecht werden kann. Wo würden Sie d en Schwerpunkt setzen? Das 
hat ja auch etwas mit der Größe der Einrichtungen z u tun. 

Die zweite Fragestellung: Sie haben darauf hingewiesen, dass die Abgänger mit mittle-
rer Reife in den Naturwissenschaften zum Teil Schwierigkeiten hätten, beim beruflichen 
Gymnasium daran anzuknüpfen, weil dort die Fächer w ieder aufgesplittet sind. Ich ken-
ne aus dieser Beobachtung heraus von einem beruflichen Gymnasium sogar den 
Wunsch, wieder ein sechsjähriges berufliches Gymnas ium einzurichten, damit man so-
zusagen schon in der Mittelstufe des Gymnasiums oder der Realschule diejenigen 
Schüler �abgreift�, die einen technischen oder eine n naturwissenschaftlichen Schwer-
punkt haben. Das verstehen die auch als Antwort auf das Thema Ingenieurmangel und 
Naturwissenschaften. Wie stehen Sie zu einem solchen Vorschlag? 

Vorsitzende Andrea Krueger: Bevor wir uns über die Frage unterhalten, ob wir jetzt 19 
oder 21 % mehr Bedarf haben, müssten wir uns, glaub e ich, erst mal darüber einigen, 
was eigentlich die 100 % sind. Ich glaube aber dennoch, es gibt in Sachen Mangel noch 
andere Bereiche. � Herr Wagner. 

Sv. Herr Wagner: Frau Krueger, wir sind eigentlich viel bescheidener. Wir gehen nicht 
von diesen 21 % aus. Wenn wir sehen, dass sich etwas tut, dann signalisieren und zei-
gen wir auch schon Motivation. 

(Heiterkeit) 

Von daher: Es hat sich ja in der Vergangenheit auch etwas getan. Aber ich habe immer 
noch den Eindruck, dass es so eine Art Naturgesetz ist, dass es eine unterschiedliche 
Versorgung bei den beruflichen Schulen im Vergleich zu den allgemeinbildenden Schu-
len gibt. Ich erlebe das auch, wenn es darum geht, den Doppeljahrgang G8/G9 zu be-
wältigen, oder wenn es darum geht, bei der Einführu ng der Werkrealschule den Werk-
realschulteil bzw. den kooperativen Teil der zweijä hrigen Berufsfachschule zu unterstüt-
zen. Da sehe ich überall noch Unterschiede. Deshalb  ist das etwas, wo wir wirklich laut 
sein müssen und sachlich einfordern müssen. 

Zur Frage nach dem sechsjährigen Bildungsgang im be ruflichen Gymnasium: Der ist ja 
im Bereich des kaufmännischen Schulwesens schon exi stent. Die Möglichkeit, das zu 
öffnen, ist zumindest formal gegeben. Es ist die Fr age, wie das nachher auf die Fläche 
verteilt wird, dass man sich hier also gegenseitig nichts wegnimmt. Ich mache hier jetzt 
einen kleinen Unterschied zwischen dem kaufmännisch en und dem gewerblichen Be-
reich. Die Frage ist, wie ein 13-Jähriger nachher i n dem Großbereich einer beruflichen 
Schule gewerblicher Ausrichtung integriert werden kann. Das ist also eher eine päda-
gogisch-psychologische Frage, die hier eine Rolle spielt. Da sehe ich schon einen klei-
nen Unterschied � aber ich möchte betonen, nur eine n kleinen Unterschied � zum 
kaufmännischen Bereich. Aber insgesamt, wenn man da s Profil hat: Warum sollte man 
nicht einen solchen Schwerpunkt setzen? 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Wagner.  
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Die für diese Fragerunde festgelegte Redezeit ist v orbei. Ich bedanke mich bei Ihnen 
sehr herzlich. Ich denke, wir als Mitglieder der Enquetekommission sind von Haus aus 
intrinsisch motiviert, die von Ihnen angesprochene Wahrnehmung von Gleichwertigkeit 
und Gleichberechtigung der beruflichen Schulen auch für uns hier anzunehmen. Herzli-
chen Dank für Ihren Beitrag. 

(Beifall) 

Wir kommen jetzt zum nächsten Referat, und zwar zu Herrn Landrat Heinz Eininger. Mit 
Herrn Eininger haben wir heute ja sozusagen einen personifizierten Schulträger mit an 
Bord. � Herr Eininger, Sie haben das Wort. 

Sv. Herr Eininger: Vielen Dank, Frau Vorsitzende. � Meine Damen und Herren Abge-
ordnete, meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich darf auch zunächst ein paar Sät-
ze zu meiner Person sagen. Ich bin seit zehn Jahren Landrat im Landkreis Esslingen. 
Der Landkreis Esslingen hat 515 000 Einwohner und ist der drittgrößte Landkreis Ba-
den-Württembergs. Seit fünf Jahren bin ich Vorsitze nder des Kultur- und Schulaus-
schusses des Landkreistags. Der Landkreis Esslingen ist Schulträger für acht große 
berufliche Schulen mit 12 000 Schülerinnen und Schü lern. Das zu meiner Person. 

Ich habe mich bei meinem Referat an den Leitfragen orientiert, die Sie uns aufgegeben 
haben, wiewohl ich weiß, dass diese Leitfragen zum Teil bereits eigenständige Referate 
ausmachen könnten. 

Ich komme zum ersten Teil, nämlich zur Funktion ber uflicher Schulstandorte. 

(Die Schaubilder zu diesem Vortrag sind der Niederschrift als Anlage 
beigefügt) 

Ich habe das jetzt nicht in Gänze ausdifferenziert.  Aber wir haben es mit einer Aus-
gangslage zu tun, bei der wir in den Jahren bis 2030 Schülerrückgänge um ein Drittel 
zu verkraften haben. Wir haben es damit zu tun, dass die beruflichen Schulen mittler-
weile die vierte Säule des Bildungssystems ausmache n. Wir reden ja immer gern von 
der Dreigliedrigkeit unseres Schulsystems. Längst s ind wir hier aber bei der 
Viergliedrigkeit. Das kommt für meine Begriffe viel  zu wenig zum Ausdruck, obwohl man 
ja weiß, dass jede zweite Hochschulzugangsberechtig ung im Land Baden-Württemberg 
mittlerweile an den beruflichen Schulen erworben wird. Ich denke, das muss man se-
hen.  

Seit 2007 sind allein 52 neue Bildungsgänge an beru flichen Gymnasien errichtet wor-
den. Auch das zeigt die Bedeutung der beruflichen Schulen. Auf der anderen Seite ha-
ben die beruflichen Schulen immer wieder damit zu tun, dass eine mangelnde Ausbil-
dungsreife der Schülerinnen und Schüler beklagt wir d. Zunächst muss also an den be-
ruflichen Schulen im Rahmen der � ich sage es einma l so � Übergangsklassen, des 
Berufsvorbereitungsjahrs, des BEJ und anderer Beschulungsformen, dafür gesorgt 
werden, dass Ausbildungsreife, dass Berufsreife erreicht wird. Insofern ist es ungeheuer 
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wichtig, dass das Zusammenspiel zwischen den abgebenden Haupt- und Realschulen 
und den beruflichen Schulen deutlich gestärkt wird.  

Darüber hinaus haben wir es damit zu tun, dass imme r stärker auch die Frage auf-
kommt, wie berufsorientiert die jungen Menschen sind, über welche Berufsinformatio-
nen sie verfügen. Da leisten sicherlich die Runden Tische zur Ausbildungssituation, die 
in den Landkreisen allenthalben eingerichtet sind und bei denen Gewerkschaften, Schu-
len, Schulverantwortliche, Schulträger, Schulbehörd en miteinander verzahnt sind, einen 
guten Dienst. Aber gerade dieses Feld muss weiter gestärkt werden. 

Hinzu kommt, dass wir auch die interkulturelle Kompetenz von Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund nutzen sollten. Auch dies ist ein Thema an den beruflichen Schulen. 
Und wenn wir davon ausgehen, dass wir einen strukturellen Wandel in der Wirtschaft 
haben, nämlich dass der Elektro- und Maschinenbau u nd die Fahrzeugindustrie zu-
nehmenden, wachsenden Bedarf zeigen und daneben die Gesundheits- und Pflegebe-
rufe vor dem Hintergrund des demografischen Wandels Zulauf erfahren werden, ergibt 
sich daraus die Notwendigkeit zum Handeln. 

Des Weiteren haben wir es natürlich mit einem steig enden Bedarf an Fachkräften zu 
tun. Das Prognos-Institut hat im Auftrag des Wirtschaftsministeriums gearbeitet und uns 
gesagt, dass bereits 2015 120 000 Absolventen mit beruflichen Abschlüssen fehlen 
werden, davon 42 % im Dienstleistungsbereich und 38 % im verarbeitenden Gewerbe. 
Auch diese Information muss man kennen. Daraus ergibt sich dann auch unser Han-
deln. 

Ich denke, das lässt sich, wenn man die Maßnahmen b etrachtet und damit auch die 
Frage nach der Angebotsausrichtung stellt, nur bewä ltigen, indem man die Bedürfnisse 
von Handwerk, IHK und anderen Kammern einbezieht. Da wäre meines Erachtens da-
ran zu denken, dass man an dieser Stelle eine institutionalisierte, verpflichtende Zu-
sammenarbeit angeht. Es geht auch darum, dass man die Beteiligten besser miteinan-
der verzahnt. Das ist schon deshalb wichtig � es is t vorher angesprochen worden �, 
weil der Vollzeitbereich in den nächsten Jahren wac hsen wird. Wenn die Ausbildungs-
bereitschaft zurückgeht, verhalten sich Vollzeit- u nd Teilzeitbereiche wie zwei kommu-
nizierende Röhren. Das stellen wir allenthalben fes t. Damit gibt es Verlagerungen von 
den Teilzeitschulen hin in den beruflichen Vollzeitbereich. Es ist ja häufig die Alternati-
ve, wenn man keine adäquate Ausbildungsstelle finde t, dort einzusteigen. 

In den Ballungsräumen, dort, wo ein guter öffentlic her Personennahverkehr gegeben 
ist, wo es gute verkehrliche Anbindung gibt, wo es kurze Wege gibt, tut man sich sicher-
lich leichter in der Ausgestaltung schulischer Kompetenzzentren, in der Schwerpunkt-
bildung. Wir tun dies bereits in meinem Landkreis in besonderer Weise. Weil wir kein 
Standort sind, der besonders stark von der Automobilindustrie geprägt wäre, wir aber 
die Automobilfachleute, die Mechatroniker nicht an den Maschinen von gestern ausbil-
den können, wird mit aller Kraft versucht, Kompeten zen zu bündeln, dort die Schwer-
punkte zu bilden, zwischen den Schulzentren zusammenzuführen. Das ist ein Thema, 
wenn wir Schritt halten wollen mit den Anforderungen, die wir uns nicht selbst stellen, 
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sondern die uns die Wirtschaft stellt, eine Wirtschaft, die mit sehr viel Dynamik unter-
wegs ist. Wenn man den wirtschaftlichen Strukturwandel begleiten will, gehört dies 
zwingend dazu. Dort sind also schulische Kompetenzzentren möglich. 

Aber das Ganze steht natürlich im Spannungsfeld mit  einer ortsnahen Beschulung, und 
damit stellt sich die Frage, wie man damit in den ländlichen Räumen umgeht. Diesem 
gewissen Spannungsverhältnis zwischen regionalen Bi ldungszentren und wohnortnaher 
Beschulung widmen sich die Landkreise als die Hauptträger beruflicher Schulen schon 
heute sehr intensiv. Wir richten unsere Standorte entlang von Schulentwicklungspla-
nungen aus. Mittlerweile werden solche Schulentwicklungsplanungen schrittweise in 
den Landkreisen umgesetzt. Bei mir im Landkreis wird in diesem Jahr eine Schulent-
wicklungsplanung verabschiedet werden. Wir haben bereits eine Medienentwicklungs-
planung aufgesetzt, die den Schulen eine Medienentwicklung für die nächsten vier bis 
fünf Jahren aufzeichnet, für die wir insgesamt fast  5 Millionen � in den nächsten fünf 
Jahren aufwenden. Das ist ein beträchtlicher Batzen  Geld, den wir hier investieren. 

Wenn man dieses Spannungsverhältnis auflösen möchte , dann muss man die Schulan-
gebote harmonisieren und sie zunächst im Landkreis aufeinander abstimmen. Ich habe 
Ihnen gesagt, dass wir an drei Standorten acht berufliche Schulzentren betreiben. Da ist 
das Abstimmungsgebot untereinander ganz wichtig, da ist es dann aber auch wichtig, 
dass man jedem Standort ein zukunftweisendes Angebot gibt und ihm lässt. Sie können 
eine solche Schulentwicklungsplanung nicht in der Weise machen, dass Sie an einem 
Standort die attraktiven Felder abbilden und am anderen Standort dann alles das, was 
weniger attraktiv ist. Damit stoßen Sie auf Widerst and. Damit kommen Sie nicht weiter. 

Das ist der erste Schritt, die Abstimmung zwischen den Schulstandorten innerhalb ei-
nes Landkreises. 

Dem muss ein zweiter Schritt folgen, nämlich die Ei nbeziehung unserer dualen Partner, 
und dann muss ein dritter Schritt hinzukommen, das ist die Abstimmung über die Kreis-
grenzen hinweg. Dort kommt den Regierungspräsidien meines Erachtens eine ganz 
besondere Rolle zu. Über die Kreisgrenzen hinweg zu  differenzieren, das ist auch eine 
Möglichkeit im ländlichen Raum. 

Ich glaube, wir müssen auch die Zusammenarbeit mit den Betrieben, mit den Kammern, 
mit den überbetrieblichen Ausbildungsstätten und mi t dem Regierungspräsidium inten-
sivieren. 

Angesichts unserer finanziellen Entwicklung � ich s age das in aller Deutlichkeit � muss 
es das Ziel sein, Effizienzen zu verbessern, die Wirtschaftlichkeit zu verbessern, kos-
tenintensive Mehrfachvorhaltungen, Doppelinvestitionen zu vermeiden. Wir werden im 
nächsten Jahr angesichts dramatischer Einbrüche vor  der Entscheidung stehen, die 
Kreisumlage allein aufgrund der Einnahmesituation um acht Punkte nach oben zu fah-
ren. Das bringt die Gemeinden an den Rand ihrer Leistungsfähigkeit. Die Kreisumlage 
ist mittlerweile praktisch eine Sozialumlage geworden. Dieses Thema stellt sich also, 
und das geht mit einer langfristig angelegten Schulentwicklungsplanung, in die wir die 
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Schulleitungen einbeziehen, in die wir orts-, kreis- bzw. regionalbezogene Bedarfsana-
lysen einfließen lassen und in der wir Wirtschaft, Schulaufsicht, Schulen, Schulträger 
miteinander verzahnen. 

Ich sage das jetzt für meinen Landkreis, in dem wir  derzeit die Schülerzahlen erheben, 
die regionalen Wirtschaftsdaten erheben, Sozialraumanalysen machen, aber auch 
prospektiv schauen, wohin sich dieser Standort in den nächsten Jahren entwickelt, um 
so für einen Zeitraum bis etwa 2020 eine Perspektiv e aufzuzeigen. Ich denke, dass es 
da keine allgemeingültigen Kriterien gibt, sondern dass man das vor Ort, im jeweiligen 
Landkreis entscheiden muss, dass auch diese Standortentscheidungen anhand indivi-
dueller Kriterien zu treffen sind. Ich weise in diesem Zusammenhang darauf hin, dass 
unsere Schulen mittlerweile ein ganz wichtiger Standortfaktor vor Ort, in den Städten 
und Gemeinden, sind. Das heißt, um jeden Standort w ird dort mit Zähnen und Klauen 
gekämpft. 

Ich weise auch darauf hin, dass wir mit unseren beruflichen Schulen einen wesentlichen 
Teil der Standortentwicklung sowie auch der Wirtschaftsförderung in den Städten und 
Gemeinden betreiben. Das muss man ganz klar sagen. Wir sehen uns hier auch als 
Dienstleister im Interesse der Betriebe. 

Wo sind die Möglichkeiten, wo sind die Grenzen von Kooperationen? Wie muss das 
aussehen, welche Folgewirkungen gibt es für die Sch ülerbeförderung? Zwischen den 
Ballungszentren und dem ländlichen Raum ist die Sit uation in der Weiterentwicklung 
und Konzentration ganz unterschiedlich; sie ist im Ballungsraum � ich habe es vorher 
ausgeführt � einfacher darzustellen als im ländlich en Bereich. Wir haben vielfältigere 
Ausbildungsangebote im Ballungsraum, stark beeinflusst von den Betrieben. Wir haben 
im Ballungsraum eine flexiblere Erreichbarkeit von Schulstandorten durch den starken 
Ausbau des öffentlichen Personennahverkehrs � den w ir aber auch mit viel Aufwand 
erkaufen. Bei uns ist die Schülerbeförderung nicht das Rückgrat des öffentlichen Per-
sonennahverkehrs; das ist im ländlichen Raum deutli ch anders. Aber wir wenden dafür 
auch sechs Kreisumlagepunkte auf, damit wir ein solches öffentliches Nahverkehrsan-
gebot haben, während die anderen dafür deutlich wen iger Aufwand haben. Ich werde 
darauf nachher noch einmal zurückkommen. 

Wir haben einen prognostizierten Rückgang der Schül erzahlen mit stärkeren Auswir-
kungen auf den ländlichen Raum. Der Rückgang wird c irca 30 % in den nächsten 
20 Jahren ausmachen, von 435 000 Schülerinnen und S chülern auf knapp 300 000. 
Hier sind deshalb auch unterschiedliche Strategien � da gehe ich mit Herrn Wagner 
einig � erforderlich. Der Lösungsansatz insbesonder e für den ländlichen Raum liegt in 
der Kooperation zwischen den Schulen, aber auch den Schulstandorten und aus meiner 
Sicht auch darin, dass diese Kooperation über Kreis grenzen hinweg gehen muss. Even-
tuell müsste auch daran gedacht werden, die Zusamme narbeit mit den allgemeinbil-
denden Schulen in der Schulträgerschaft der Gemeind en und Städte zu prüfen. Ich 
denke, dass auch vor dem Hintergrund der Werkrealschulen, die jetzt eingeführt wer-
den, sind solche Kooperationen, wo dann auch die Ausstattung da ist, durchaus mög-
lich. Ich glaube nicht, dass man das alles in den Schulzentren, in unseren beruflichen 
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Schulzentren bewältigen muss, sondern dass es da im  einen oder anderen Einzelfall 
auch Möglichkeiten gibt. 

Ziel muss es sein, langfristig dezentrale Schulstandorte im Sinne einer wohnortnahen 
Beschulung vor allem im ländlichen Raum zu erhalten . Dazu sind, wie gesagt, unter-
schiedliche Lösungsansätze nötig. 

Für mich gibt es einen ganz wesentlichen Punkt, der  vorher auch angeklungen ist: Wir 
haben einen Trend zur Spezialisierung. Wir haben in den letzten Jahren viele neue Be-
rufsbilder gesehen, die sich entwickelt haben. Das beklagen wir nicht, sondern das ist 
Ausdruck der Vielfalt und der Innovationsfreudigkeit unserer Wirtschaft. Damit Schritt zu 
halten, ist aus meiner Sicht ganz wichtig. 

Wenn wir das aber sehen, wenn wir diesen Trend sehen, dann müssen wir uns fragen, 
wie wir als Schulträger darauf eine Antwort geben. Ich glaube, man kann zusammen-
fassen, indem man beispielsweise für die ersten zwe i Ausbildungsjahre eine 
Generalistenausbildung vorsieht und die Differenzierung erst für das dritte Ausbildungs-
jahr vorsieht. Das ist ein modularer Aufbau, der auch eine gute Mischung aus Wohnort-
nähe und Kompetenzzentren bietet und geeignet ist, dem Spezialisierungsgedanken 
Rechnung zu tragen. Dafür gibt es auch Beispiele, b ei uns beispielsweise in den Aus-
bildungsbereichen Elektro- oder Kfz-Mechatroniker. Dort verfährt man so, dass man die 
ersten beiden Ausbildungsjahre wohnortnah an dem jeweiligen Standort anbietet, und 
dass dann im dritten Jahr, wenn auch die Mobilität größer ist � die jungen Leute sind ein 
Stück weit älter geworden sind, und dann hat man au ch die entsprechenden Möglich-
keiten und kann auch die Erwartung haben �, an eine m zentralen Ort die weitere Aus-
differenzierung und Spezialisierung stattfindet. Das macht es eben erforderlich, dass 
man die Beschulungskonzepte für verschiedene Berufs felder innerhalb eines Schul-
standorts und zwischen den Schulstandorten harmonisiert und aufeinander abstimmt. 

Natürlich hat diese Kooperation Grenzen. Die Grenze n liegen vor allem in der Verkehrs-
infrastruktur, im öffentlichen Nahverkehr. Schüleri nnen und Schüler treffen ihre Berufs-
feldentscheidung auch danach, wie gut die berufliche Schule zu erreichen ist. Ich habe 
es gesagt; die Ballungsräume sind da besser dran. D en Bedarf zusätzlicher Schülertou-
ren vor allem im ländlichen Raum und im freigestell ten Schülerverkehr muss man se-
hen. Wir beklagen schon seit Jahren, dass wir � sei t 1997 � eine gedeckelte Schülerbe-
förderung haben. Diese gedeckelte Schülerbeförderun g legt Handlungsbedarf nahe. 
Jeder Landkreis wendet aus eigenen Mitteln im Durchschnitt 1 Million � auf. Das Defizit 
der Landkreise insgesamt beträgt 35 Millionen � pro  Jahr allein für die Schülerbeförde-
rung. Ich sage Ihnen, beim Landkreis Esslingen beträgt dieses Defizit mittlerweile 
4 Millionen �. Diese Mittel müssen wir aus eigener Kraft aufwenden. Hier ist also aus 
meiner Sicht Handlungsbedarf gegeben. 

Aber es gibt auch Handlungsbedarf in schulorganisatorischer Hinsicht. Wir stoßen oft, 
wenn es um die Gestaltung von Fahrplänen, von Busum läufen geht, auf sehr verhaltene 
Reaktionen bei den Schulen. Hier brauchen wir die Mitwirkungsbereitschaft der Schu-
len, Stundenpläne an Abfahrtszeiten anzupassen und nicht umgekehrt zu verfahren. 
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Gerade wenn der öffentliche Personennahverkehr sehr  ausdifferenziert ist, müssen sich 
die Schulen hier einbringen, dann müssen im freien Schülerverkehr Touren besser auf-
einander abgestimmt werden und Schulzeiten besser aufeinander abgestimmt werden. 

Ich komme zum letzten Punkt: Schulträger als Bildun gsgestalter der Zukunft. Ich habe 
Ihnen hier ein Schaubild vom Statistischen Landesamt mitgebracht. Die hier zu sehen-
den Rückgänge verändern zwangsläufig die Schullands chaft. Wir haben steigenden 
Bedarf an höheren Bildungsabschlüssen. Wir haben ei ne hohe technische Entwick-
lungsdynamik und eine steigende Exportorientierung der baden-württembergischen 
Wirtschaft. Deshalb wird es auch darum gehen, dass man Unterrichtsinhalte verändert, 
dass man Sprachkompetenzen festigt, dass man bei aller Grundausbildung auch bei 
der Spezialisierung weitermacht. Ich weiß, dass das  praktisch ein Spagat ist; aber ein 
Lösungsansatz, meine ich, liegt klar in der Grundbi ldung und dann in der Spezialisie-
rung im Weiteren. Wir haben es in nächster Zeit dam it zu tun, dass wir in der Sonder-
schullandschaft das Thema Einschränkung � von Wegfa ll will ich nicht reden � der 
Sonderschule als Regelschule haben und einen Trend zur inklusiven bzw. integrierten 
Beschulung. Auch das wird uns beschäftigen. 

Das blinkende Lichtzeichen vor mir macht mich richtig nervös. Das bin ich nicht ge-
wohnt. 

(Heiterkeit) 

Ich habe einen Kreistag mit hundert Leuten, und da sitze immer ich oben und bestim-
me, wann Schluss ist. Jetzt blinkt es hier vor mir ständig. Das gefällt mir gar nicht. 

(Heiterkeit) 

Ich komme also zum Schluss. Wenn man die Rolle des Schulträgers betrachtet, dann 
halte ich die Reduzierung des Schulträgers auf den reinen Sachaufwandsträger für 
nicht mehr zeitgemäß. Ich sage das ganz eindeutig. Wir haben heute in Baden-
Württemberg die Unterscheidung zwischen inneren und  äußeren Schulangelegenhei-
ten. Das ist aus meiner Sicht überholt. Wir haben k aum eine Mitbestimmungsmöglich-
keit bei der Ernennung von Schulleitern. Wir haben ein qualifiziertes Beratungsrecht � 
oder so ähnlich heißt das �, wir übertragen Schulle itern in großen Schulzentren zum 
Teil aber Budgetverantwortung in Millionenhöhe. Ich  denke, wir müssen dort viel stärker 
mitbestimmen können. Ich glaube also, dass diese Un terscheidung überholt ist. Dem 
Schulträger kommt eine weit größere Mitbestimmung z u, weil er auf die Rahmenbedin-
gungen ganz entscheidenden Einfluss nehmen kann. Das wird auch durch das Evalua-
tionsthema allein nicht gelöst. Ich denke, dass man  den Schulträgern hier mehr Verant-
wortung geben kann und geben muss. Ich denke, dass wir hier besser einbezogen wer-
den müssen. 

Ich halte es in diesem Zusammenhang auch für einen Fehler, weil es auch darum geht, 
die Übergänge zu verbessern, und zwar vom Kindergar ten in die Schule, von der Schu-
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le in den Beruf, dass man seinerzeit die staatlichen Schulverwaltungen aus den Land-
ratsämtern zurückgegliedert hat. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Herr Eininger, jetzt muss ich allerdings einschreiten. 
Nachdem Sie schon 15 % Ihrer Redezeit überschritten  haben, muss ich Ihnen vor-
schlagen, die restlichen Themen einfach in der Fragerunde mit abzuarbeiten, wenn Sie 
einverstanden sind. 

Sv. Herr Eininger: Genau. Das weiß ich, dass Sie das nicht so gern h ören. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Innerhalb der zwanzig Minuten Ihres Referats hätt en wir 
es uns angehört. 

Sv. Herr Eininger: Lassen Sie mich noch einen letzten Satz sagen, meine Damen und 
Herren. Ich glaube, den Regierungspräsidien kommt e ine Rolle in der überregionalen 
Abstimmung zu. Ich habe ein Beispiel: Wir haben im Jahr 2006 in Nürtingen an der 
Fritz-Ruoff-Schule eine Zahntechnikerschule eingeweiht. Wir haben das natürlich nach 
langen Bedarfserhebungen gemacht, und wir haben dafür auch eine Förderung erhal-
ten. Dort haben wir im Grunde die Kapazität für ein e zweizügige Beschulung. Dann 
kommt in unmittelbarer Nähe, ein Jahr nach der Einw eihung, eine große Nachbarstadt 
und macht auch eine Zahntechnikerschule auf und bekommt dafür auch die Förderung. 
Ich glaube, wir müssen Schulangebote stärker aufein ander abstimmen. In diesem Zu-
sammenhang kommt den Regierungspräsidien als Förder behörde, aber auch als Fach-
behörde eine Abstimmungsbefugnis zwingend zu. 

Vielen Dank. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Eininger. Die Themen sind breit, die 
Zeit ist knapp. Wir müssen sie jetzt leider in der Fragerunde wieder etwas einholen. � 
Bitte, zunächst Frau Kollegin Kurtz. 

Abg. Sabine Kurtz CDU: Herr Eininger, vielen Dank für Ihre Ausführun gen. Sie haben 
auf die Notwendigkeit der Kooperation, der Abstimmung auf verschiedenen Ebenen 
hingewiesen. Ich wüsste jetzt gern noch einmal gena u: Was hindert denn jetzt einen 
Landkreis eigentlich, zum Beispiel einen Abstimmungsprozess unter den beruflichen 
Schulen in seinem Gebiet herbeizuführen? Was hinder t einen Schulträger daran, eine 
stärkere Kooperation von Wirtschaft und beruflichen  Schulen herbeizuführen? Das war 
ja die unterste Ebene, die Sie angesprochen haben. Jetzt einmal abgesehen von Fahrt-
kostenproblematik usw. ist mir eigentlich nicht ganz klar, warum das auf dieser Ebene 
nicht schon läuft.  

Ein weiteres konkretes Beispiel: Die Bewerbungen der zukünftigen Schülerinnen und 
Schüler an den beruflichen Schulen können bisher ni cht abgeglichen werden. Da gibt 
es Mehrfachbewerbungen, die Bewerber bekommen verzö gert ihre Zusagen, das 
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schafft Unmut bei den Hauptschülerinnen und Hauptsc hülern usw. Warum gelingt es 
nicht wenigstens innerhalb eines Landkreises, da schon ein engeres Zusammenspiel 
herzustellen? 

Sv. Herr Eininger: Innerhalb eines Landkreises? In meinem Landkreis gelingt es. Wir 
sind mittlerweile sehr intensiv dabei, die Angebote aufeinander abzustimmen. Aber da 
ist natürlich immer auch die Sorge, dass man an Att raktivität verlieren kann, wenn es 
um das Landkreisübergreifende geht, weil sich eben der eine oder andere sagt, dann 
verliere ich einen ganz attraktiven Ausbildungsbetrieb, oder ich verliere ein ganz attrak-
tives Ausbildungsfeld. Wir stimmen uns im Verhältni s zu Stuttgart in vielen Bereichen 
ab, wir stimmen uns im Verhältnis zu Göppingen in v ielen Bereichen ab. Also, da gibt es 
nichts, außer dem, dass natürlich das Beharrungsver mögen des jeweiligen Schulleiters 
und seines Umfelds da ist � dafür habe ich durchaus  Verständnis �, dass er sagt: Ich 
will meine Schule ganz besonders attraktiv machen. 

(Heiterkeit) 

Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Herr Eininger, ich habe drei kurze Fragen. Zum 
einen haben Sie die Darstellung des Statistischen Landesamts gezeigt, die ja aufteilt in 
Vollzeit- und Teilzeitschüler und diese Aufteilung einfach in die Zukunft weiterrechnet. 
Ich habe gestern noch einmal mit dem Personalvorstand der Firma Daimler darüber 
gesprochen. Der sagte mir, wir brauchen natürlich n icht deshalb, weil es weniger Schü-
ler gibt, weniger Auszubildende. Würden Sie auch ei n bisschen beachten, dass sich 
vermutlich das Verhältnis Teilzeit zu Vollzeit wied er ändern könnte, weil die Betriebe 
weiterhin die gleiche Anzahl absolut ausbilden, aber weniger Schüler insgesamt da 
sind? Es würde mich interessieren, ob Sie sich da s chon einmal Gedanken gemacht 
haben. 

Dann zum Thema Schülerbeförderung: Da bekommen wir ja jetzt eine andere Situation 
durch die Werkrealschulen. Einerseits gibt es da etwas mehr Schülerbeförderung, aber 
auf kürzeren Strecken, andererseits vermute ich, da ss dafür einiges wegfällt, dass näm-
lich die Schüler wegfallen, die bisher weitere Stre cken zu den Realschulen gefahren 
sind. Hat sich der Landkreistag diesbezüglich schon  einmal Gedanken gemacht? Aber 
vermutlich ist das noch zu frisch. 

Die dritte Frage richtet sich auf Folgendes: Auch wenn wir jetzt stärker die Werkreal-
schulen haben � und auch da wird es gute Absolvente n geben, die dann auch an die 
beruflichen Gymnasien streben �: Wie schätzen Sie d ie Versorgung mit beruflichen 
Gymnasien ein? 

Sv. Herr Eininger: Wir hoffen natürlich, dass die Betriebe in ihrer Ausbildungsbereit-
schaft nicht nachlassen. Das brauchen wir unabhängi g davon, ob die Schülerzahlen 
zurückgehen oder nicht. Dafür werben wir im politis chen Raum in vielen Gesprächen 
mit den Kammern, aber auch in Einzelgesprächen mit den Betrieben. Ich habe den Ein-
druck, dass dem durchaus so ist, dass einige Betriebe dies erkannt haben. Auf der an-
deren Seite gibt es aber auch zahllose Betriebe, die im Augenblick mit einer ganz 
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schwierigen Situation umzugehen haben. Wenn Umsätze  einbrechen, dann sinkt die 
Ausbildungsbereitschaft. Wir können sagen � ich wie derhole das �: Es gibt einen direk-
ten Zusammenhang zwischen der wirtschaftlichen Entwicklung in unserem Land und 
der Ausbildungsbereitschaft, und es gibt einen weiteren Zusammenhang zwischen der 
Ausbildungsbereitschaft und der Entwicklung der Vollzeitschulen. 

Insofern ist diese Statistik, die hier seitens des Statistischen Landesamts gemacht wor-
den ist, durchaus nachvollziehbar. Wenn es da andere Zahlen, verlässlichere Zahlen 
gäbe, wäre das für uns hilfreich. Wir haben es in d er Vergangenheit durch eine hohe 
Flexibilität in unseren Schulen geschafft � an dies er Stelle möchte ich auch einmal die 
Schulleiterinnen und Schulleitern durchaus loben, die sich hier jedes Jahr in hervorra-
gender Weise einbringen �, dass wir mit dem Ansturm  auch fertig geworden sind. 

Hinsichtlich der Werkrealschule und der Schülerbefö rderungskosten teilen wir nach ers-
ter Übersicht Ihre Einschätzung nicht. Es werden si ch eine Reihe von Fahrbeziehungen 
deutlich und gravierend verändern. Es werden neue B uskurse aufzumachen sein, und 
das wird neue Kosten treiben. Wir sind gerade dabei � jetzt sind ja erst die Standorte 
veröffentlicht worden �, die Auswirkungen im Einzel nen landkreisscharf zu erheben, 
und werden dies dann für das gesamte Land Baden-Wür ttemberg erheben. Ich gehe 
allerdings davon aus, dass wir hier ein Problem haben werden. 

Was die Werkrealschüler und deren Drängen in die be ruflichen Gymnasien anbelangt, 
so glaube ich, dass wir zunächst einmal ein Problem  haben werden, den normalen Re-
alschüler und den Werkrealschüler, die mit untersch iedlichen Voraussetzungen kom-
men und die auch mit unterschiedlicher Qualität � i ch sage das in dieser Härte � diese 
Schulen abschließen, so weit zu bringen, dass sie ü berhaupt in der Lage sein werden, 
sich den Anforderungen einer Berufsoberschule oder eines beruflichen Gymnasiums zu 
stellen. Es wird ein verschwindend kleiner Teil sein, der dafür infrage kommt. Bezogen 
auf meinen Landkreis kann ich sagen, dass wir damit im Rahmen der verfügbaren Ka-
pazitäten fertigwerden würden. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Die Feststellung, die Sie gemacht haben, wa s den 
ländlichen Raum angeht, war sehr interessant. Ich m eine die Feststellung, dass wir 
auch andere Konzepte von Ausbildung brauchen, um beim sich abzeichnenden Schü-
lerrückgang Ausbildung im ländlichen Raum zu halten . Denn auch im ländlichen Raum 
wird es natürlich entscheidend sein, ob Ausbildungs betriebe überhaupt noch bereit sind, 
Jugendliche auszubilden, wenn nicht auch zumindest ein wohnortnahes Angebot da ist. 
Das wird entscheidend sein. Deswegen bin ich auch für Ihre Vorschläge dankbar, was 
man ändern müsste, nämlich auch andere Konzepte für  die Grundausbildung in der be-
ruflichen Bildung zu entwickeln. 

Ich habe eine Frage. Die Landkreise haben ja auch eine Netzwerkfunktion im Sozialen. 
Die Jugendberufshilfe wird über die Landkreise mitf inanziert, Schulsozialarbeit ist ein 
Punkt � das ist angeklungen �, der auch an beruflic hen Schulen immer wichtiger wird. 
Was halten Sie davon, wenn die Landkreise auch in diesem gesamten Bereich, in dem 
sie ja schon tätig sind, Mitverantwortung übernehme n würden, nämlich in so eine Art 
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regionale Ausbildungsbetreuung mit einzusteigen, um diese verschiedenen Dinge, die 
da jetzt immer mehr kommen, zu vernetzen, auch mit Kammern, mit Ausbildungsbetrie-
ben, mit den beruflichen Schulen? 

Sv. Herr Eininger: Die Jugendberufshilfe und die Schulsozialarbeit sind ein Angebot, 
das an der Schnittstelle von Jugendhilfe und Schule stattfindet. Wir haben in den Land-
kreisen Baden-Württembergs völlig unterschiedliche Konzeptionen. Es gibt Landkreise, 
die die Schulsozialarbeit an den Haupt-, Real- und Sonderschulen � an den Gymnasien 
weniger, aber auch da � fördern, und es gibt Landkr eise � dazu gehören wir �, die sich 
an der Förderung der Schulsozialarbeit in der Fläch e, also an den allgemeinbildenden 
Schulen, nicht beteiligen, aber seit 1998 einen Beschluss haben, die Jugendberufshilfe 
an allen Standorten mit BVJ und BEJ einzurichten. Das haben wir auch getan. Wir sind 
derzeit dabei, dies auszuweiten, auch vor dem Hintergrund der Empfehlungen der Son-
derkommission �Amok�. 

Wir haben im Kultur- und Schulausschuss des Landkreistags beschlossen, dass wir 
diesen unterschiedlichen Konzepten nicht vorgreifen wollen, sondern dass jeder Land-
kreis im Rahmen seiner Möglichkeiten darüber entsch eidet, inwieweit er Schulsozialar-
beit, Jugendberufshilfe an den allgemeinbildenden Schulen bzw. seinen Schulstandor-
ten fördert. Wir haben bei uns die politische Aussa ge, dass wir dies auch in Zukunft und 
verstärkt auch bei den beruflichen Schulen tun woll en, und wir werden die Schulsozial-
arbeit und die Jugendberufshilfe mit der übrigen So zialarbeit innerhalb des Landrats-
amts miteinander verzahnen. Auch insofern wären z. B. die Schulpsychologen und an-
dere für uns wichtig; sie sind leider nicht mehr be i uns. Sie sind auch deshalb wichtig, 
weil sie genau das Lebensfeld von Familien aufnehmen. Sie können ja nicht danach 
unterscheiden, dass der eine vormittags fünf oder s echs Stunden in der Schule ist und 
nachmittags wieder in einem häuslichen Umfeld ist, und der andere nicht. Deshalb wäre 
da ein Stück mehr Abstimmung hilfreich. Allein uns fehlt dafür der Instrumentenkasten. 

Abg. Christoph Bayer SPD: Ich möchte zu dem gerade angesprochenen Theme n-
komplex noch eine Frage nachschieben, nämlich zur S chnittstelle von Schulentwick-
lungsplanung und Jugendhilfeplanung. In § 80 SGB VIII gibt es ja dezidierte Ausführun-
gen, wie Jugendhilfeplanung zu geschehen hat. Es ist eine Pflichtaufgabe der Landkrei-
se. Zum Thema Schulentwicklungsplanung kann man Entsprechendes nicht finden. 
Trotzdem muss diese Schnittstelle ja besetzt werden. Sie sprachen jetzt von Orts-, 
Kreis- und Regionalanalysen, wiesen darauf hin, dass das über Sozialraumanalysen 
hinausgeht, auch prospektive Elemente einschließt, und sagten, da seien die Regie-
rungspräsidien gefordert. Jetzt frage ich mich und frage Sie: Ist das ein frommer 
Wunsch, ist das eine Vision, oder ist dies Realität , ist diese Aufgabe bei den Regie-
rungspräsidien � soweit Sie das übersehen können � angekommen? Wo ist der Ort, wo 
Jugendhilfeplanung und Schulentwicklungsplanung auf einer überregionalen Ebene 
zusammengeführt werden können? 

Sv. Herr Eininger: In der Zusammenführung von Jugendhilfeplanung und  Schulent-
wicklungsplanung sehe ich nicht die Regierungspräsi dien in der Pflicht. Das habe ich 
meines Erachtens auch nicht gesagt. Ich sehe die Regierungspräsidien dort in der 
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Pflicht, wo es um den Abgleich der Angebote über La ndkreisgrenzen hinaus geht. Da 
sind sie direkt in der Pflicht. 

Nun zu der Frage, wie man Jugendhilfeplanung und Schulentwicklungsplanung mitei-
nander verzahnen kann. Ich sage es ganz einfach: Nachdem wir für die Jugendhilfepla-
nung und die Schulentwicklungsplanung im beruflichen Bereich zuständig sind, sitzen 
deren Vertreter am Tisch der diversen Planungsgremien, die wir mittlerweile aufgesetzt 
haben, in denen wir diese Schulentwicklungsplanung durchführen. Ich möchte aber 
auch sagen, dass, nachdem wir sehr stark auf die Schulträgerfunktionen und auch auf 
eine Steigerung der Effizienz aus sind, um den vielfältigen Anforderungen in der Zukunft 
gerecht zu werden, der Schwerpunkt der Schulentwicklungsplanung auch auf der Frage 
liegt: Wie spezialisieren wir bestimmte Standorte, wie entwickeln wir bestimmte  
Standorte weiter, oder gibt es sogar die Möglichkei t, einzelne Standorte zu schließen, 
auch mit Blick auf den baulichen Unterhaltungsbedarf? Auch solche Fragen werden dort 
ganz intensiv diskutiert, weil wir mit den beschrän kten finanziellen Möglichkeiten, die wir 
in der nahen Zukunft haben werden, umgehen müssen. 

Abg. Stefan Teufel CDU: Herr Eininger, Sie haben sich dazu bekannt, dass sich die 
berufliche Schule als eine Stätte lebenslangen Lern ens etablieren sollte. An welche 
Handlungsfelder denken Sie hier konkret? 

Meine zweite Frage schließt sich an: Sehen Sie Mögl ichkeiten zur Ganztagsbetreuung 
im Berufsschulwesen und, wenn ja, wo? 

Sv. Herr Eininger: Dass unsere beruflichen Schulzentren weit über de n Abschluss ei-
nes einzelnen Schülers hinaus Bedeutung in der Weit erbildung haben, halte ich für un-
verzichtbar. Das gilt gerade auch im technischen Bereich. Ich finde zwar, dass die be-
trieblichen Weiterbildungsstätten und die überbetri eblichen Weiterbildungsstätten, die 
zum Teil ja auch von den Kammern getragen werden, richtig sind � etwa, im Kfz-
Bereich, für den Raum Stuttgart in Weil der Stadt � , meine aber, dass für uns trotzdem 
an dieser Stelle großer Raum ist. Im Kfz-Bereich ha ben wir mittlerweile so moderne 
Werkstätten, dass zwischenzeitlich die Kfz-Innung W eiterbildungen � um ein Beispiel zu 
nehmen � an unserem Berufsschulstandort in Nürtinge n durchführt. 

Ich denke auch, dass gerade über die Fördervereine,  die wir an allen unseren berufli-
chen Schulen haben und über die wir auch sehr viel die örtliche Wirtschaft mit einge-
bunden haben � ich weiß, dass das nicht nur bei uns  so ist, sondern weit im Land ver-
breitet ist �,es vielfältige Möglichkeiten gibt, We iterbildung mit den Betrieben, mit unse-
rem dualen Partner gemeinsam voranzubringen. Das ist für mich so ein Thema. Damit 
sind die beruflichen Schulen in das Lernen über die  Schulzeit hinaus eingebunden.  

Was die Frage nach der Ganztagsbetreuung betrifft, so haben wir faktisch die Situation, 
dass in allen unseren beruflichen Schulen eine Ganztagssituation gegeben ist. Wir sind 
jetzt dabei, die Kantinen und die Mensen so auszustatten, dass man dem auch qualifi-
ziert dadurch Rechnung trägt, dass dort ein Essen a ngeboten wird, das nicht aus Pom-
mes und Leberkäs besteht. In diesem Sinne entwickel t sich da zurzeit einiges. 
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In der Ganztagsbetreuung oder im Ganztagsbereich sind wir auch, was die Schulbiblio-
theken anbelangt, einen Weg gegangen, der nicht übe rall in Baden-Württemberg ge-
gangen worden ist, nämlich den Weg, dass wir im Pri nzip an allen drei Schulstandorten 
Schulbibliotheken vorhalten, die den Umfang einer kleinen Stadtbücherei haben. Wir 
haben Lehrerbüchereien und Schülerbüchereien zusamm engefasst, betreuen diese 
qualifiziert mit Bibliothekaren, und die Schülerinn en und Schüler haben dort die Mög-
lichkeit zu lernen. Wir haben dort mittlerweile auch die Ausstattung mit den entspre-
chenden Medien. Das wird jetzt in schwieriger Zeit natürlich zunehmend infrage gestellt, 
aber wir haben uns im Rahmen einer Klausurtagung vor einigen Tagen mit dem ˜ltes-
tenrat und den Ausschusssprechern darauf verständig t, dass wir dieses Angebot halten 
wollen. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank. � Wir kommen jetzt zur letzten Wortm el-
dung in dieser Fragerunde, und ich bitte, die weiteren Fragen dann im nicht öffentlichen 
Sitzungsteil zu stellen. � Bitte, Herr Futter. 

Herr Futter: Herr Eininger, vielen Dank auch für die an die Fe rnleihe angebundene 
Schulbibliothek mit zwei hauptamtlichen Bibliothekaren im Schulzentrum. Das macht 
auch die Anbindung an den wissenschaftlichen Fortschritt so leicht wie nirgendwo 
sonst. Ich bin dankbar, dass wir das haben.  

Aber jetzt eine kleine Frage von mir. Sie haben quasi ein magisches Viereck des Schul-
trägers aufgezeigt: finanzielle Machbarkeit angesic hts der Kreisumlage, Kompetenz- 
und Profilbildung an den einzelnen Standorten, Sicherung von wohnort- und betriebs-
nahen Beschulungen, vor allem im ersten und im zweiten Jahr der Ausbildung, dann die 
nötige Standortunterhaltung eines Systems kommunizi erender Röhren, wenn eine ge-
wisse Größe vielleicht unterschritten wird, die man  braucht, um dieses kommunizieren-
de Röhrensystem zu machen. Wenn Sie bei Ihren Entsc heidungen im Schulentwick-
lungsplan priorisieren müssten: Wo steckt die Prior ität? 

Vorsitzende Andrea Krueger: Zum Schluss noch eine sehr schwierige Frage. Herr 
Eininger, bitte. 

Sv. Herr Eininger: Beim magischen Vier- oder Fünfeck in der Wirtscha ft können Sie ja 
auch nicht priorisieren, sondern Sie müssen austari eren. So möchte ich es auch ver-
standen wissen. Es muss ein austariertes System sein, dann funktioniert es auch. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Wunderbar, vielen Dank, Herr Eininger. Ich denke, wir 
haben von Ihnen das erwartete engagierte Plädoyer f ür die Berufsschulen aus der auch 
für uns sehr wichtigen Sicht der Schulträger vorges tellt bekommen. Dafür herzlichen 
Dank. Nachher geht es mit weiteren Fragen im nicht öffentlichen Sitzungsteil weiter. 
Vielen Dank. 

(Beifall) 
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Ich darf jetzt unseren nächsten Referenten ans Pult  bitten. Es ist Herr Holger Klemke, 
Geschäftsführer der Kreishandwerkerschaft Calw und der Landesarbeitsgemeinschaft 
der Kreishandwerkerschaften in Baden-Württemberg. B itte sehr, Herr Klemke, Sie ha-
ben das Wort. 

Sv. Herr Klemke: Sehr geehrte Frau Vorsitzende, sehr geehrte Damen und Herren Ab-
geordnete des Landtags von Baden-Württemberg, sehr geehrte Mitglieder der Enquete-
kommission, sehr geehrte Damen und Herren! Das Handwerk ist die Basis der Wirt-
schaft und somit der vielfältigste Wirtschaftsberei ch, den wir in der Bundesrepublik 
Deutschland haben. Ich spreche vor Ihnen nicht als Vertreter einer Handwerkskammer, 
sondern einer freiwilligen Handwerksorganisation. Ich bin seit 2001 Geschäftsführer der 
Kreishandwerkerschaft Calw und seit 1. Februar dieses Jahres frischgebackener Ge-
schäftsführer der Landesarbeitsgemeinschaft aller K reishandwerkerschaften in Baden-
Württemberg.  

Ich habe meinen Vortrag gemäß der Leitfragen an die  Sachverständigen in vier Blöcke 
gegliedert. Dem schließt sich dann die Stellungnahm e zu den allgemeinen Fragen an. 
Frau Vorsitzende, wie Sie gewünscht haben, werde ic h mich aus zeitlichen Gründen 
kurz fassen. 

(Die Schaubilder zu diesem Vortrag sind der Niederschrift als Anlage 
beigefügt) 

Wie sehen die künftigen wirtschafts- und strukturpo litischen, gesellschaftlichen und bil-
dungspolitischen Funktionen beruflicher Schulstandorte aus? Meine Damen und Her-
ren, hier geht es um die Sicherung eines ausreichenden Fachkräfteangebots vor allem 
im ländlichen Raum, für den ich hier heute auch spr echen darf. Dieses Angebot muss 
flächendeckend sein, sonst droht die Abwanderung un d droht das Ausbluten des ländli-
chen Raums in Richtung der Ballungsgebiete. 

Wie beurteilen wir die Überlegungen, Schulstandorte  in Kooperation mit Betrieben, 
Kammern und überbetrieblichen Ausbildungsstätten zu  schulischen Kompetenzzentren 
fortzuentwickeln? Kompetenzzentren, ja, aber eingeschränkt. Es darf nicht zulasten des 
ländlichen Raums gehen. Die Grundversorgung muss ge währleistet sein. Wir im Hand-
werk brauchen unsere beruflichen Schulen vor Ort, und die überbetriebliche Ausbildung 
muss erhalten werden. Handwerksbetriebe bestehen in der Regel aus drei bis fünf Mit-
arbeitern; diese können nicht alles vermitteln. Des halb ist wie gesagt die Standorterhal-
tung überbetrieblicher Ausbildungsstätten wichtig. 

Eine dezentrale, flächendeckende Standortentwicklun g sichert ein wohnort- und be-
triebsnahes Ausbildungsangebot im ländlichen Raum. Regionale Konzentration von 
Bildungseinrichtungen, Differenzierung von Ausbildungsangebot, Synergieeffekte, Stra-
tegien, Standortentwicklungen: Was empfehlen wir dem Land und den Schulträgern in 
diesem Spannungsfeld? Aus Sicht des Handwerks muss ein bedarfsgerechtes Angebot 
sichergestellt werden. Dabei kann im Ballungszentrum selbstverständlich eine starke 
Differenzierung der einzelnen Schulstandorte erwogen werden. Aber beachten Sie hier 



� 28 � 

Enquetekommission �Fit fürs Leben in der Wissensges ellschaft  
� berufliche Schulen, Aus- und Weiterbildung� 
4. Sitzung, 29. April 2010, Teil I � öffentlich 
EK4P, Wieck/Lenke 

bitte die bereits angesprochenen verkehrstechnischen Anbindungen für unsere Schüler 
bzw. für alle Auszubildenden. 

Inwieweit sind unterschiedliche Strategien in den Ballungszentren, in den Randregionen 
der Ballungszentren und im ländlichen Raum machbar und sinnvoll? Bei der Entschei-
dung für einen bestimmten Ausbildungsberuf stehen B etriebsstandort und Schulstand-
ort im Vordergrund einer Entscheidung. Deshalb spielt die verkehrstechnische Anbin-
dung, wie bereits erwähnt, eine sehr große Rolle un d muss entsprechend beachtet 
werden. Hier kann ich Ihnen sagen, da ich aus dem Landkreis Calw komme: Der Kreis-
tag in Calw beschäftigt sich zurzeit mit diesem The ma, und zwar auch aufgrund der er-
wähnten Werkrealschule. 

Was kann speziell getan werden, um das Ausbildungsangebot im ländlichen Raum in 
bedarfsgerechtem Umfang und in gleicher Qualität zu  erhalten? Hier schlagen wir eine 
gemeinsame Beschulung bei artverwandten Berufen vor: Beim Industriekaufmann bzw. 
Industriekauffrau, Konstruktionsmechaniker oder Karosseriebautechniker wird dies be-
reits praktiziert. Erforderlichenfalls müssen aber auch kleinere Klassen zugelassen wer-
den, meine Damen und Herren. Das heißt, wir haben d ann zum Teil auch Fachklassen 
mit acht bis zehn Schülerinnen und Schülern. 

Welche Möglichkeiten und Grenzen von Kooperationen zwischen Schulstandorten be-
stehen, um Synergien zu nutzen und damit Standorte zu erhalten? Ganz klar ist doch: 
Von den Betrieben stark nachgefragte Berufe werden bei entsprechenden Ausbildungs-
zahlen auch an benachbarten Standorten angeboten. Weniger nachgefragte Ausbil-
dungsberufe werden nur an einem Standort ausgebildet. Aktuelles Beispiel aus unseren 
beruflichen Schulen in Calw und in Nagold ist, dass wir leider zu wenig Auszubildende 
im Elektrohandwerk hatten. Wir haben hier eigene Lö sungen mit den Partnern gefun-
den; wir haben die Hausaufgaben also selbst vor Ort gelöst. Das heißt, der Standort 
Nagold wurde auf Eis gelegt, und es mussten alle Lehrgänge und Schüler nach Calw. 
Diese Lösung kann man mit den Partnern treffen, und  hier braucht die Politik dann auch 
nicht mitzureden. 

Wie kann die Unterrichtsorganisation bei sinkenden Schülerzahlen und zugleich hoch 
differenzierten Ausbildungsberufen gelingen? Hier gilt es herauszufinden, welche Aus-
bildungsinhalte gemeinsam vermittelt werden können und welche differenziert angebo-
ten werden müssen. 

Wie können die Belastungen für die Schülerinnen und  Schüler begrenzt und die Kosten 
für Organisation, Fahrten und Unterbringung optimie rt werden? Die Belastungen, meine 
Damen und Herren, für Schülerinnen und Schüler kann  man nur durch eine ortsnahe 
Beschulung minimieren. Vergleichbares gilt hier natürlich auch für die Kosten; denn die 
Familien sind zurzeit genug bestraft. 

Welche Folgewirkungen ergeben sich für die Verkehrs infrastruktur und die Unterbrin-
gungseinrichtungen? Jede Standortveränderung erford ert eine Überprüfung, gegebe-
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nenfalls auch eine Anpassung des öffentlichen Nahve rkehrs. Dasselbe gilt hier natürlich 
auch für entsprechende Schwankungen bei Internatsun terbringungen. 

Ich komme nun zur Stellungnahme zu den allgemeinen Fragen. Wie könnte künftig ein 
System der dynamischen Steuerung aussehen, das eine stetige Anpassung an die 
prognostizierten demografischen, technologischen und wirtschaftlichen Herausforde-
rungen ermöglicht? Das Regierungspräsidium Karlsruh e führt seit mehreren Jahren ein 
System der regionalen Schulentwicklung durch. Wir als Kreishandwerkerschaft Calw 
sind in meiner Person in dieses System mit eingebunden und führen in regelmäßigen 
Zeitabständen Abstimmungsgespräche mit dem Regierun gspräsidium, den Schulträ-
gern, den Kammern � IHK und Handwerkskammern � und den Kreishandwerkerschaf-
ten. In diesen Gesprächen werden Standortangebote r egelmäßig hinterfragt, und gege-
benenfalls werden sie verändert. 

Wo liegen Grenzen politischer Steuerungsmöglichkeit en, die sich aus den Möglichkei-
ten der Personalgewinnung und -entwicklung und dem Bestand an Gebäuden und der 
Sachausstattung ergeben? Wesentlich ist doch, dass Bestand und ˜nderungen finan-
ziert werden können bzw. auch müssen. 

Wie kann die bisherige Praxis der Unterrichtsversorgung einem dynamischen System 
mit sich verändernden Standorten angepasst werden? Personalgewinnung � das wurde 
bereits erwähnt � ist an den beruflichen Schulen au fgrund der Vielzahl von Fachrich-
tungen nicht einfach. Dies trifft insbesondere für ein dynamisches System und vor allem 
für den ländlichen Raum zu. 

Wie beurteilen Sie das Verhältnis von staatlicher P lanung und Marktmechanismen für 
die Weiterentwicklung des beruflichen Schulwesens? Staatliche Planung muss sich 
stark an den jeweiligen Bedürfnissen orientieren. 

Inwieweit kann der Wettbewerb zwischen Schulen und Schulstandorten als strukturie-
rendes Instrument eingesetzt werden, ohne bei sinkenden Schülerzahlen ineffiziente 
Doppelstrukturen aufrechterhalten zu müssen? Meine Damen und Herren, flächende-
ckende Versorgung, ortsnahe Beschulung und Bezahlbarkeit müssen im Einklang zuei-
nander stehen. Auswirkungen des Wettbewerbs zwischen Schulstandorten dürfen nicht 
zulasten der Betriebe gehen. Sonst bilden sie nicht aus. Unter den Beteiligten sind da-
her abgestimmte Lösungen erforderlich. 

Fazit: Unsere beruflichen Schulen müssen erhalten b leiben. Wir müssen an der überbe-
trieblichen Ausbildung festhalten, gerade im Handwerk. Denken Sie hier bitte auch, wie 
bereits erwähnt, an die zukünftigen Werkrealschulen . 

Herzlichen Dank für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall) 
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Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Klemke. Wir kommen gleich zur Fra-
gerunde. � Herr Kollege Kleinböck, bitte. 

Abg. Gerhard Kleinböck  SPD: Herr Klemke, vielen Dank für Ihren Vortrag. I ch habe 
eine weitergehende Frage, die sich auf den Weiterbildungsbereich aus der Sicht des 
Handwerks bezieht. Gibt es einen Bedarf an Weiterbildungsangeboten, und, wenn ja, in 
welchem Umfang? Und dann die Frage an der Stelle natürlich: Sollen diese wohnortnah 
oder auch zentral in Ballungszentren vorhanden sein? 

Sv. Herr Klemke: Wenn ich Ihre Frage richtig verstanden habe, ob wir Weiterbildung an 
den beruflichen Schulen durchführen, dann kann ich Ihnen sagen: Klar. Meine Antwort 
ist also: Ja. Wir selbst bilden mit der prüfenden S telle, der Handwerkskammer Karlsru-
he, sehr erfolgreich in Nagold Kfz-Meister und in Calw Feinwerkmechanikermeister aus. 
Des Weiteren bieten wir an den beruflichen Schulen die Teile drei und vier für den Meis-
terbrief. Wir machen also Aus- und Weiterbildung an den beruflichen Schulen. 

Wir stehen nicht im Wettbewerb zueinander, sondern wir arrangieren uns, wir hinterfra-
gen. Wir haben früher erfolgreich CAD-Kurse angebot en. Dies macht jetzt der Förder-
verein einer beruflichen Schule. Wir haben uns ausgeklinkt und haben gesagt, jawohl, 
den Part könnt ihr gern übernehmen. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Sie haben ja beschrieben, welche Möglichkei ten 
bestehen, wie man im ländlichen Raum bei sinkenden Schülerzahlen noch Ausbildung 
machen kann. Sie haben gesagt: gemeinsame Beschulung von verschiedenen Berufen 
in der Berufsschule, und auch kleinere Klassen zulassen. Wäre es darüber hinaus nicht 
auch erforderlich, dass man sich, weil das ja ein Phänomen ist, das in den nächsten 
Jahren wohl in ganz Deutschland auftreten wird, übe r die Strukturierung der Berufe und 
auch der beruflichen Ausbildung in den einzelnen Jahrgängen Gedanken macht und 
das neu ordnet? Wäre das nicht auch nötig? Denn wir  werden das ja nicht nur mit klei-
nen Klassen irgendwie hinbekommen. 

Der zweite Punkt, der in diesem Zusammenhang auch noch wichtig ist, ist Folgender. 
Wir werden ja in verschiedenen Berufen nicht umhinkommen, Landesfachklassen ver-
stärkt zur Geltung zu bringen. Welche Rahmenbedingu ngen sind eigentlich erforderlich, 
um dieser Entwicklung, die wir ja schon seit einiger Zeit haben, Rechnung zu tragen? 
Was müsste das Land jetzt machen, um die Rahmenbedi ngungen hierfür zu verbes-
sern, sodass Ausbildung trotz der erschwerten Situation � größere Entfernungen zu den 
Orten, in denen die Landesfachklassen existieren � durchgeführt werden kann? Was ist 
dafür nötig? 

Sv. Herr Klemke: Herr Abg. Lehmann, wir brauchen dafür mehr Geld. Betriebe und 
Familien sind nicht in der Lage � ich verallgemeine re hier einmal �, höhere Kosten zu 
tragen, um eine entfernte Unterrichtsversorgung in Anspruch zu nehmen, eventuell so-
gar verbunden mit Internatskosten. Landesfachklassen, Bundesfachklassen? Dazu 
möchte ich Ihnen nur eines sagen: Wenn eine junge F rau, ein junger Mann einen be-
stimmten Wunschberuf erlernen möchte, nimmt sie, ni mmt er es in Kauf, zu einer Lan-
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desfachklasse oder einer Bundesfachklasse, selbst in den neuen Bundesländern, zu 
reisen. Das zu diesem Thema Landesfachklassen. Nur der, der den Beruf auch erler-
nen möchte, wird den Weg auch in Kauf nehmen, wie z . B. ein Zimmermann zur über-
betrieblichen Ausbildungsstätte nach Biberach fahre n muss oder ein Maurer nach Sig-
maringen. 

Zum Thema �Veränderung der beruflichen Schulen�, da s Sie angesprochen haben: Es 
ist richtig; wir werden in den kommenden Jahrzehnten � ich denke, noch bis zum Jahr 
2020 � veränderte Berufsbilder erhalten. Denken Sie  bitte daran, was das Land Baden-
Württemberg federführend allein bezüglich Elektromo bilität macht. Wir werden diesen 
Beruf, den es ja eigentlich noch nicht gibt, ausbildungsmäßig abdecken müssen. Den-
ken Sie nur an Hausinstallationen, an Installation von Ladestationen, in der Verkehrsinf-
rastruktur, die wir überall haben, in Stuttgart ode r anderswo. Die müssen ausgeführt 
werden. Im Moment machen es noch die Hersteller, aber wer macht es denn nachher? 
Nachher muss der kleine Elektriker den Hausanschluss machen, muss sich, als Me-
chatroniker, mit den Akkus beschäftigen. Wir packen  die Berufe zusammen. Also, der 
Markt wird sich ändern. Wir werden auch � das ist j etzt eine Zukunftsvision � die Stu-
ckateure und die Maler irgendwann einmal zusammenfü hren. Hier haben wir Verände-
rungen in der Ausbildungslandschaft in Verbindung mit der Tendenz, dass die Berufe 
artverwandter werden. Wegen des demografischen Wandels müssen wir sie zusam-
menbringen, vielleicht auch aufgrund der Entwicklung bei den Schülerzahlen. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Klemke. Ich darf mich an dieser Stel-
le selbst mit einer Nachfrage einbringen. Wir haben für die Arbeit unserer Enquete-
kommission ja zeitlich eine etwas längerfristige Pe rspektive, und zwar etwa bis ins Jahr 
2030. Könnten Sie sich vorstellen, dass sich die ge rade von Ihnen geschilderte Position 
des Handwerks im Hinblick auf Landesfachklassen und die Rahmenbedingungen vor 
dem Hintergrund des Rückgangs an Fachkräften auch n och einmal ändert? 

Sv. Herr Klemke: Das ist eine gute Frage. Ich habe ausgeführt, wie  das Handwerk viel-
leicht 2020 dasteht, und Sie fragen jetzt, wie das Handwerk 2030 dasteht. Die Aussa-
gen zu rückläufigen Schülerzahlen beruhen auf Progn osen des Statistischen Lande-
samts, von der von mir geschätzten Dr. Carmina Bren ner. Wer weiß, wie sich das ent-
wickelt. Bekommen die Frauen wieder mehr Kinder? Ich kann Ihnen die Frage nicht be-
antworten. 

(Heiterkeit) 

Wenn das Kindergeld steigt, lohnt es sich vielleicht. Vielleicht können die Frauen durch 
die Ganztagsbetreuung auch wieder schneller in den Beruf einsteigen. Das werfe ich 
jetzt einfach mal mit ein. 

Generell, Frau Vorsitzende, gebe ich Ihnen recht: Wir stehen vor Veränderungen. Das 
hängt aber wieder von vielen Faktoren ab. Die Wirts chaft ist die Basis. Die Wirtschaft, 
das Handwerk waren jetzt auch die stabilisierenden Säulen in der Finanz- und Wirt-
schaftskrise. Das brauche ich hier sicher nicht weiter auszuführen. Die Betriebe haben 
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an Ausbildung und Sicherung der Arbeitsplätze festg ehalten, auch mit staatlicher Förde-
rung. Das heißt, ich rechne damit � das ist meine P rognose �, dass das Handwerk in 
Zukunft der Ausbilder sein wird und nicht mehr die Industrie. Die Industrie wird uns 
höchstens die jungen Leute abwerben, und zwar auch in finanzieller Hinsicht. Deswe-
gen glaube ich, wir können auch 2030 an unseren reg ionalen Schulstandorten festhal-
ten. 

Abg. Stefan Teufel CDU: Herr Klemke, eine kurze Frage: Die Sachausstattung spielte 
bei den gewerblichen Schulen auch eine gewichtige Rolle. Sehen Sie hier landkreis-
übergreifend, aber auch mit der Wirtschaft zusammen  Optimierungsbedarf? 

Sv. Herr Klemke: Eine Optimierung ist immer gut. Das heißt, wir mü ssen mit dem 
Trend gehen. Wir brauchen die neuesten Maschinen. Ich bin den Landräten und den 
Schulträgern dankbar, wenn sie an unseren beruflich en Schulstandorten investieren. 
Aber auch die Landkreise stoßen als Schulträger irg endwann an ihre Grenzen. Durch 
das Engagement der Betriebe des Handwerks � für die se spreche ich hier explizit � ist 
es uns gelungen, für unsere jungen Auszubildenden i m Mechatronikerbereich, natürlich 
auch in Verbindung mit unserer Meisterausbildung in Nagold, über einen namhaften 
Hersteller ein hervorragendes Fahrzeug gesponsert zu bekommen. Genauso machen 
wir es natürlich auch in anderen Nischen. Wenn wir merken, die Kreisverwaltung kann 
etwas nicht � was wir verstehen können �, dann werd en wir selbstverständlich mit unter 
die Arme greifen. Das ist ein regionaler Bezug. Ich denke, alle Landräte haben einen 
guten Draht zu den Vertretern des Handwerks in ihrer Region, und dann funktioniert es 
auch. 

Abg. Dr. Frank Mentrup SPD: Herr Klemke, ich habe zwei Fragen. Die eine Frage ist 
die, die wir heute Morgen ja schon mehrfach gestellt haben: Wie sehen Sie in der Prog-
nose das Verhältnis von vollzeitschulischer Ausbild ung zu teilzeitschulischer Ausbil-
dung? Sprich: Wie geht es mit dem dualen Ausbildungsmarkt weiter aus Sicht der 
Kreishandwerkerschaften? Sehen Sie da eine Konkurrenz oder eine Ergänzung? 

Meine zweite Frage ist: Was halten Sie von Vorschlä gen, das duale System auch über 
die beruflichen Schulen attraktiver zu machen, zum Beispiel dadurch, dass man durch 
ein verstärktes Berufsschulangebot hier auch das An gebot schafft, parallel zur Ausbil-
dung die Fachhochschulreife zu erwerben? 

Sv. Herr Klemke: Eine Prognose zum Verhältnis von Vollzeit zu Teil zeit: Das hängt 
schwerpunktmäßig natürlich auch mit dem Beruf zusam men. Bei kompakten Ausbil-
dungs- und Berufsfeldern, wie wir sie im Bau- und Ausbaubereich haben � hier lasse 
ich explizit einmal das Maurerhandwerk und das Zimmererhandwerk stehen �, ist es 
gut, wenn unsere Leute da jede Woche oder manchmal auch alle zwei Wochen in die 
überbetriebliche Ausbildungsstätte gehen. Dort wird  ihnen nämlich fachkompetent und 
zeitnah � unter �zeitnah� verstehe ich: in einem Sc hritt � gezeigt, wie eine bestimmte 
Fertigung ablaufen muss. Eine vollzeitschulische Ausbildung für andere Ausbildungsbe-
rufe lehnen wir ab, weil wir den jungen Schülerinne n und Schülern und Auszubildenden 
relativ schnell, in einer relativ kurzen Zeit praxisnah vermitteln müssen, was das Berufs-
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feld anbelangt, was sie später als Fachkraft machen  werden. Eine Fachkraft bin ich 
eben nicht nach der Ausbildung in drei bzw. dreieinhalb Jahren, sondern als Fachkraft 
kann ich mich bezeichnen, wenn ich diesen Beruf vier bis fünf Jahre auch ausgeübt ha-
be. Dann bin ich eine Fachkraft. 

Zum dualen System sage ich ganz klar: Wir sollten daran festhalten. Was wir begrüßen 
und unterstützen, ist natürlich auch, dass eine Ges ellin, ein Geselle, eine Facharbeite-
rin, ein Facharbeiter mit einem guten Abschluss einen Hochschulzugang erlangen soll-
te, nicht nur ein Meister. 

Abg. Dr. Frank Mentrup SPD: Ich möchte da noch einmal nachfragen: Wird es  dann 
von Ihnen auch Unterstützung dafür geben, dass zum Beispiel das schulische Angebot 
im dualen System schon während dieser Ausbildung au sgedehnt werden kann, um hier 
die Voraussetzungen zu verbessern? 

Sv. Herr Klemke: Dann müssten wir die Lehrzeit verlängern. Wir hab en die jungen Leu-
te nur kurze Zeit. Manchmal sind sie doch etwas mehr in der Schule, fehlen krankheits-
bedingt, urlaubsbedingt, haben eine Ausbildungsverkürzung; dann stellt sich auch die 
Frage der Ausbildungsfähigkeit, der Ausbildungswill igkeit. Das sollte man wirklich alles 
im Verhältnis sehen. Hier kann man eigentlich nur E inzelfallentscheidungen treffen. 
Deswegen ist es auch meine persönliche Meinung: Mit  einem guten Abschluss � das 
kann man vielleicht notenmäßig festhalten, wie wir es beim Werkrealschul-Abschluss 
auch haben � auch den Hochschulzugang zu erwerben, wird von uns unterstützt. Denn 
die Leute, die diesen Weg wählen und gehen, die kom men auch wieder zurück. 

Abg. Nicole Razavi CDU: Wäre es aus Ihrer Sicht sinnvoll, wenn die be ruflichen Schu-
len verstärkt Weiterbildungsangebote gerade im länd lichen Raum machen würden? Das 
ist meine erste Frage. 

Die zweite Frage lautet: Welche Rolle spielen aus Ihrer Sicht die beruflichen Schulen 
bei der Durchführung von Zwischenprüfungen und Absc hlussprüfungen? 

Sv. Herr Klemke: Zur ersten Frage, berufliche Schule und Weiterbildung: Ja, aber nur 
in bestimmten Bereichen. Es kann und sollte nicht der Fall sein, dass eine Lehrkraft, die 
tagsüber gebraucht wird, die sich vorbereiten muss,  die Unterricht nachbereiten muss, 
hier abends noch dementsprechend tätig wird. Selbst verständlich bedienen wir uns für 
unsere diversen Lehrgänge, die wir anbieten, auch g uter Lehrkräfte aus den beruflichen 
Schulen. Aber die Schule selber soll kein Wettbewerber zum Bildungsanbieter sein. Ich 
denke, man muss auch hier differenzieren: Ja, man kann natürlich an bestimmte Berei-
che denken, die ich hier auch schon erwähnt habe, b eispielsweise den Bereich CAD. 
Da kann man natürlich auch für die jungen Leute etw as machen. Man kann natürlich 
auch zusätzlichen Unterricht, meinetwegen auch gege n Entgelt, für lernschwache Aus-
zubildende anbieten. Auch dies wäre kein Problem fü r mich. Aber auch hier, bitte, nicht 
im Wettbewerb mit der Bundesagentur für Arbeit, etw a über die ausbildungsbegleiten-
den Hilfen, die Sie ja auch alle kennen. Da würde i ch etwas differenzieren, was angebo-
ten wird. Akzeptieren würde ich � das setzen wir au ch in mehreren Landkreisen um � 
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die sehr gute Absprache in den Gremien, etwa im Arbeitskreis �Fit durch Fortbildung�, in 
dem auch die meisten meiner Kolleginnen und Kollegen mitarbeiten. Das funktioniert 
gut. Ich weiß von keiner Situation, in der es ˜rger  oder Unstimmigkeiten gegeben hätte. 

Ein wichtiges Thema, das Sie angesprochen haben, ist die Mitwirkung bei den Zwi-
schenprüfungen und den Abschlussprüfungen. Wir spre chen ja in Zukunft von Teil 1 der 
Gesellenprüfung und von Teil 2 der Gesellenprüfung.  Ja, meine Damen und Herren, 
ohne die Lehrkräfte könnten wir das gar nicht mehr durchführen. Zunächst sehe ich hier 
das persönliche Problem. Aufgrund des Wandels, den wir momentan haben � viele Be-
triebsübergaben, Betriebsschließungen, Insolvenzen �, haben wir jüngere Unternehme-
rinnen und Unternehmer � dafür bin ich sehr dankbar  �, die auch an Ausbildung festhal-
ten und die sich engagieren. Aber sie tun das woanders. Das heißt, die gewinnen wir 
nicht für die Prüfungskommissionen. Dieses Jahr wäh len wir unsere Kommissionen im 
Kammergebiet Karlsruhe neu. Erfreulicherweise haben wir bis heute für alle Kommissi-
onen unsere Leute gewinnen können, aber hier sehe i ch in Zukunft Schwierigkeiten. 
Hier sind wir ganz stark auf die Lehrer angewiesen, die bereits auch Prüfungsaus-
schussvorsitzende sind, weil wir aus dem aktiven Bereich niemanden gewinnen kön-
nen.  

Denn es ist natürlich so: Die Prüferinnen und Prüfe r, die das ehrenamtlich machen � die 
Vergütung, das kann man offen ansprechen, liegt je nach Kammer zwischen 13 und 
18 � �, fehlen zum Teil bis zu einer Woche in ihrem  Betrieb. Und das sind die Inhabe-
rinnen und Inhaber. Ich würde es mir als Inhaber ei nes Betriebs auch nicht wünschen, 
eine Woche lang in meinem Betrieb zu fehlen und nicht zu wissen, was dort läuft. Hier 
gibt es also Schwierigkeiten, und deshalb auch von hier aus noch einmal ein Danke-
schön an die Lehrkräfte, die uns hier tatkräftig un terstützen. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Klemke. Ich sehe jetzt für dies e Run-
de keine weiteren Fragen mehr. Ich darf Ihnen noch einmal herzlich danken. 

(Beifall) 

Nächster und letzter Referent heute Vormittag ist j etzt Herr Oberstudiendirektor Volker 
Bachura. Herr Bachura ist Schulleiter der Carl-Benz-Schule in Gaggenau. � Bitte, Sie 
haben das Wort. 

Sv. Herr Bachura: Vielen Dank. � Sehr geehrte Frau Vorsitzende Krue ger, sehr geehr-
te Abgeordnete des Landtags von Baden-Württemberg, sehr geehrte Damen und Her-
ren! Als letzter Redner hat man eigentlich immer das Problem, dass man seine Präsen-
tation wieder einpacken könnte, weil schon alles ge sagt wurde, nur von einem selbst 
noch nicht. 

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Das verfestigt sich dann bei uns!) 

� Genau. Und dann haben Sie noch einen Lehrer vor s ich, der dann wieder sagt: �Die 
Wiederholung ist die Mutter der Pädagogik�. Nichtsd estotrotz versuche ich, hier einen 
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Zwischenweg zu gehen. Einerseits habe ich eine sehr umfangreiche Präsentation vor-
bereitet, andererseits ist schon vieles gesagt worden. Ich versuche deshalb, das noch 
mit einigen Beispielen zu untermalen und vielleicht an der einen oder anderen Stelle 
noch konkreter zu werden. 

(Die Schaubilder zu diesem Vortrag sind der Niederschrift als Anlage 
beigefügt) 

Wenn Sie in meine Vita schauen � mir ist wichtig, d iese Ihnen einmal vorzustellen �, 
sehen Sie, dass ich einmal ein Kind des Handwerks bin, weil ich auch einen Hand-
werksberuf gelernt habe. Ich habe Radio- und Fernsehtechniker gelernt und davor eine 
einjährige Berufsfachschule besucht. Anschließend h abe ich dann auf dem zweiten Bil-
dungsweg die Hochschulreife erworben und konnte dann Nachrichtentechnik auf Lehr-
amt studieren. Ich habe also versucht, das berufliche Schulwesen in allen Adern aufzu-
saugen. Danach hatte ich die Möglichkeit, fast sech s Jahre lang im Regierungspräsidi-
um Karlsruhe zu arbeiten, und war dabei auch mit den Themenbereich Ballungsraum, 
ländlicher Raum befasst. Ich war nämlich einmal Spr engelreferent für Mannheim, also 
für einen Ballungsraum, und dann einmal Sprengelref erent für den Nordschwarzwald. 
Von daher kenne ich auch Herrn Klemke und habe so auch den regionalen Schulent-
wicklungsprozess mit begleitet. Seit zwei Jahren bin ich nun Schulleiter. In diesem Zu-
sammenhang bitte ich also auch meine Ausführungen z u interpretieren und zu verste-
hen. 

Ich beginne mit der ersten mir gestellten Frage: Wie sehen Sie die künftige wirtschafts- 
und strukturpolitische, gesellschaftliche und bildungspolitische Funktion beruflicher 
Schulstandorte? Hierzu könnte man sicherlich sehr v iel sagen. Ich denke einfach � das 
wurde auch von Herrn Wagner und von den anderen Vorrednern schon angesprochen 
�, die Rolle der beruflichen Schule ist neu zu klär en. Ich werde darauf im Folgenden 
noch einmal näher eingehen. 

Auch schon angesprochen wurde, dass die Schere der Ansprüche an die Bewerber für 
eine Ausbildung immer mehr auseinandergeht. Einerseits geht es um die geforderte 
Ausbildungsreife für den Einstieg in eine Ausbildun g, andererseits werden die Ab-
schlüsse immer höher qualifiziert und immer anspruc hsvoller. Da schließe ich mich ein-
fach meinen Vorrednern an: Die beruflichen Schulen könnten dies leisten, wenn wir die 
entsprechenden Ressourcen hätten. Auch zu den Resso urcen werde ich später noch 
etwas sagen. 

Dann wurde auch bereits der kommende Facharbeitermangel angesprochen. Ich sage: 
Er kommt nicht erst, er ist schon da. Ich kann das aus vielen Gesprächen mit Vertretern 
des Mittelstands und auch der Industrie vor Ort in Gaggenau berichten. Daimler kommt 
zu mir und sagt: Wir haben gegenüber dem letzten Ja hr nur noch die Hälfte an Bewer-
berinnen und Bewerbern. Das heißt, die Bewerberzahl  hat sich, bei etwas zurückge-
henden Ausbildungsplatzzahlen, bei Daimler von 650 auf 250 reduziert, um mehr als 
die Hälfte also. Dies ist eine drastische Entwicklu ng, und das hat natürlich zur Folge, 
dass nicht immer die Bewerber dabei sind, die man sich wünscht. Auch hier geht die 
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Schere zwischen Anspruch und Zielerreichung bei der Ausbildung der Schülerinnen und 
Schüler immer weiter auseinander. 

Was können die beruflichen Schulen, wenn sie die ge forderten Ressourcen haben, leis-
ten? Ich denke, wir heben die Schwachen auf ein solides Niveau, wir qualifizieren vor, 
und ich merke immer mehr, dass man, wenn man eine offene Schule ist, geradezu als 
Assessmentcenter für Betriebe wirken kann. Wenn die  Betriebe kommen und wir uns 
öffnen und sagen: �Schaut einmal in unsere Werkstät ten hinein, schaut euch an, wie da 
Jugendliche arbeiten, die auf dem Papier, aufgrund ihres Hauptschulabschlusses viel-
leicht gar keine Chance auf einen Ausbildungsplatz hätten�, dann werden diese Jugend-
lichen von den Industriebetrieben und von den mittelständischen Betrieben häufig doch 
als Auszubildende genommen. 

Die nächste Frage lautet: Wie beurteilen Sie die Üb erlegungen, Schulstandorte in Ko-
operation mit Betrieben, Kammern und überbetrieblic hen Ausbildungsstätten zu schuli-
schen Kompetenzzentren fortzuentwickeln? Ich möchte  einfach noch einmal sagen: Wir 
haben nicht überall einen Herrn Klemke. Ich sehe es  eher so, dass die Partner bereits 
bestehende Strukturen, Gebäude, Ausstattung und Per sonal an verschiedenen  
Standorten haben und dass diese Partner unterschiedliche Aufgaben, Interessen und 
Ziele haben. Das wurde ja eben wieder deutlich, gerade als es darum ging, dass Fort- 
und Weiterbildung zunehmend auch von beruflichen Schulen angeboten werden sollen. 
Wir sprechen ja auch nicht mehr vom dualen System, sondern wir haben eher noch ei-
nen dritten Partner dabei, die überbetrieblichen Au sbildungsstätten, die dann auch noch 
in diesen Ausbildungsplan integriert werden müssen.  

In Ballungszentren, in räumlicher Nähe der Partner zueinander ist diese Bündelung 
möglich und wünschenswert, und wir können dadurch R essourcen sparen. Ich habe 
Ihnen auf diesem Schaubild einfach einmal einen Preis genannt. Wenn ich für unsere 
Schule eine Drehmaschine oder eine Fräsmaschine kau fen muss, dann muss ich 
200 000 � in die Hand nehmen. Dann schaue ich zum S chulträger, und der sagt natür-
lich � es wurde ja für dieses Jahr schon angekündig t �: Der Kassenstopp kommt, und 
ob der Haushalt so gehalten werden kann, ist fraglich. Wir sind im Landkreis Rastatt 
budgetiert, und ich denke, das ist bei den normalen Landkreisen schon Standard. 

Eine dezentrale, flächendeckende Standortentwicklun g sichert ein wohnort- und be-
triebsnahes Ausbildungsangebot auch im ländlichen R aum. Da denke ich immer an 
meine Zeit als Sprengelreferent für Mannheim. Dort standen die beruflichen Schulen, 
die gewerblichen Schulen an der Neckarpromenade � d as sind fünf Hochhäuser �, und 
jede Schule hatte ein anderes Profil. Ich denke, so kann man durchaus Profilbildung 
und Spezialisierung machen: eine Schule für Elektro berufe, eine für Metallberufe, eine 
für Bau- und Holzberufe usw. Sie können sich das vo rstellen. Eine Schule war speziell 
für die Förderung schwächerer Schülerinnen und Schü ler zuständig, und eine hat 
hauptsächlich den Fortbildungsbereich abgedeckt.  

Eine solche Profilbildung � das zeigte sich, als ic h Herrn Klemke und die Schulleiter im 
Nordschwarzwald besuchte � funktioniert dort natürl ich nicht. Da mussten wir uns an 
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einen Tisch setzen und sagen: Wir müssen schauen, w ie wir hier zu Lösungen kom-
men. Denn es war zu der Zeit tatsächlich so, dass d ie Ausbildungszahlen nach unten 
gingen. 

Daher mein klares Votum: Der ländliche Raum muss ge sondert betrachtet werden. Sie 
sehen das auch an meinem Drei-Kreis-Modell. Eigentlich ist es ein Zwei-Kreis-Modell. 
Nachher kommt ja noch die Frage zur Infrastruktur, und ich denke, wir können das je-
weilige Ballungszentrum und dessen Randregionen zu einem Zentrum zusammenfas-
sen, weil die Infrastrukturen einfach eine Sogwirkung in die Stadt haben � das ist nun 
einmal so � und weil die Infrastruktur, der Nahverk ehr, tatsächlich so ausgelegt ist. 

Ganz anders muss man im ländlichen Raum vorgehen, a ber das Ganze natürlich eben-
falls bedarfsgerecht, in gleicher Qualität und in e iner Art von Kooperation. 

Eine regionale Konzentration von Bildungseinrichtungen erlaubt dagegen eine Differen-
zierung des Ausbildungsangebots durch Profilierung und ermöglicht verstärkte Syner-
gieeffekte. Ich habe mir einfach einmal zwei Extremwerte angeschaut. Die eine der Ext-
rembetrachtungen: Wir konzentrieren alles auf Zentren. Welche Folgen hätte das? Es 
verlängert die Fahrwege � da gibt es eine Verordnun g; mehr als 90 Minuten sind nicht 
zumutbar �, es erhöht dann zwangsläufig die Zahl de r Internatsunterbringungen, was 
wiederum zur Folge hätte, dass wir wieder Landes- u nd Bundesfachklassen einrichten 
müssen. Dies wurde ja auch schon angesprochen. Das gibt es im Baugewerbe, das gibt 
es als Bundesfachklasse im Papiermacherbereich in Gernsbach � dorthin kommt man 
sogar von weiter her �, und dort ist natürlich die Nutzung der sächlichen Ausstattung 
optimal. Aber ich höre gerade auch wieder, dass die  Papierindustrie in einer Krise ist. 
Das bedeutet natürlich, auch solche Standorte sind natürlich gefährdet, wenn Krisensi-
tuationen auf sie zukommen. Das gebe ich hier einfach noch mal zu bedenken. 

Ich komme zur anderen Extrembetrachtung: Wir unterrichten nur noch in Sammelklas-
sen. Das gab es früher auch; das war alles schon ei nmal da; Berufe etwa, die alle ir-
gendwie mit Metall zu tun hatten, nannte man Metall- und verwandte Berufe und steckte 
alle Auszubildenden in eine Klasse. Aber ich denke, das ist auch kein sinnvoller Weg. 
Wir haben jedoch nun einmal � das haben Sie ja hier  auch schon mehrmals nachge-
fragt � die Ausdifferenzierung in den Berufen, und zwar hauptsächlich � da schaue ich 
meinen Kollegen an � im gewerblichen Bereich. Die K aufleute wollten uns da nicht 
nachstehen und haben diese Ausdifferenzierung ebenfalls gemacht. Ich denke zum 
Beispiel an den Automobilkaufmann, den Reisekaufmann, den Tourismuskaufmann, 
den Verkehrskaufmann. Früher waren das alles Büroka ufleute. Ich frage mich, ob das 
alles immer so sinnvoll ist. 

Ich komme wieder zu meinem Metier zurück. Nach der reinen Lehre würde sich zeigen, 
dass der Werkzeugmechaniker der IHK nicht gemeinsam mit dem Handwerksberuf des 
Feinwerkmechanikers im Werkzeugbau unterrichtet werden kann. Da stelle ich mir na-
türlich die Frage: Wohin soll das führen? Nach der reinen Lehre hätte man sagen müs-
sen: Wir müssen die in getrennten Klassen unterrich ten. Das hätte Standortverlagerun-
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gen zur Folge gehabt. Ich denke � da gebe ich Herrn  Klemke recht �, dann wird nicht 
mehr ausgebildet. 

Wir hatten im Nordschwarzwald Diskussionen, in denen geäußert wurde, dass auf ein-
mal der Konditor nicht mehr gemeinsam mit dem Bäcke r beschult werden könne. Wenn 
ich dann über den Schwarzwald später zurück nach St uttgart fahre, lese ich komi-
scherweise sehr viele Schilder, auf denen steht �Bä ckerei & Konditorei�, aber in einer 
Klasse konnte man sie nicht unterrichten. 

(Heiterkeit) 

Sie sehen hier auf dem Schaubild einige Beispiele, weil ich Ihnen noch mehr Back-
ground geben möchte. Sie sehen hier ein Beschulungs konzept, das dann hinterher auf-
grund der Tatsache entstanden ist, dass eben manche Berufe nicht gemeinsam 
beschulbar sind. Wir haben jetzt gesagt: Das erste Lehrjahr können wir gemeinsam be-
schulen � gar keine Frage �, das zweite Lehrjahr ge ht bei diesen Handwerks- und In-
dustrieberufen � ich habe das am Beispiel Werkzeugm echaniker der IHK und dem ent-
sprechenden Handwerksberuf schon aufgezeigt �, aber  � das sehen Sie auch � der 
Feinwerkmechaniker beispielsweise müsste auch erst im dritten Ausbildungsjahr nach 
ausdifferenzierten Schwerpunkte unterrichtet werden. Das war vorher so alles nicht 
vorgesehen, sondern es war reine Lehre. Erst durch diese Modelle, die auch einen pä-
dagogischen Hintergrund hatten, war das möglich und  boten sich dadurch Optionen für 
den ländlichen Raum. 

Ich habe Ihnen dann eine weitere Tabelle mitgebracht, aus der die Ausdifferenzierung 
im Bereich RP hervorgeht. Oben sehen Sie alle beruflichen Schulen mit ihren Abkür-
zungen, und auf der linken Seite nach unten sind die verschiedenen Berufe im Metall-
bereich aufgeführt. Sie sehen auch, wenn es diese v orhin aufgezeigten Beschulungs-
konzepte nicht gegeben hätte, hätten wir viele Punk te auf der Landkarte einfach strei-
chen müssen. Das heißt, diese Berufe hätten dann im  Nordschwarzwald, aber auch � 
das muss man auch sehen � in einem Ballungsgebiet n icht mehr beschult werden kön-
nen. Manchmal hatten wir sogar die Erfahrung gemacht: Wir haben im Nordschwarz-
wald ein Konzept entworfen, und der Ballungsraum war froh, dass er diese Option dann 
auch hatte. 

Auch zum kaufmännischen Bereich habe ich Ihnen eine  Zusammenstellung mitge-
bracht. Wir kennen ja keine Typen mehr; wir gehen da ja Hand in Hand. Auch da sehen 
Sie farblich markiert, welche Gedanken man sich zu der Frage machen musste, was 
nach der Lernfeldanalyse und nach den Lehrplänen üb erhaupt noch gemeinsam geht. 
Hier ist farblich unterlegt, was man gemeinsam beschulen kann. Ansonsten hätten die 
Schüler jeweils in getrennte Klassen gehen müssen, und wir hätten manche Standorte 
nicht halten können. 

Dann kommt natürlich die Frage nach der Konzentrati on und der Differenzierung des 
Ausbildungsangebots und nach möglichen Synergieeffe kten. Ich denke, die Kultusver-
waltung und die Regierungspräsidien versuchen durch  Beschulungsmodelle, wie vorge-
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stellt � Experten analysieren Lehrpläne und Lernfel der �, pädagogische Lehrpläne zu 
machen, die sinnvoll und machbar sind, so, dass manche Klassen noch gemeinsam 
beschulbar sind und in Mischklassen sinnvoll unterrichtet werden kann. Es gibt den Or-
ganisationserlass, in dem klar die Mindestklassengröße von 16 steht. Im ländlichen 
Raum gilt dieser Organisationserlass auch. Ich bin natürlich dafür, dass wir hier, wie der 
Kollege Klemke es bereits gefordert hat, einen anderen Maßstab anlegen. Ich spreche 
hier im Weiteren dann auch von der Größenordnung vo n zehn Schülerinnen und Schü-
lern, die dann noch sinnvoll eine Klasse bilden kön nen. 

Der Organisationserlass ist in beruflicher Hinsicht ganz schwer zu verwirklichen. Darin 
steht nämlich, man muss die Berufsschulen, die dual e Ausbildung als Erstes, vordring-
lich versorgen. Das können wir gar nicht immer leis ten. Denn wenn Sie sehen, dass bei 
mir die Unterrichtsversorgung gerade einmal bei 85 % liegt � das einfach einmal als 
�Schmankerl� gesagt �, dann wird das wohl klar. Hät ten wir 100 % � Sie haben sogar 
110 % gefordert; ich schließe mich natürlich dem Vo rredner an; 

(Heiterkeit) 

aber wir �Gewerbler� sind auch mit weniger zufriede n �, hätten wir kein Problem. Es 
wäre wirklich wünschenswert, dass wir in diese Rich tung gehen, um eben diese Schere 
zu schließen und den Anforderungen entsprechen zu k önnen. 

Welche Strategien sind erforderlich? Ich habe es gesagt: Die abgesenkte Mindestgröße 
von zehn Schülern in einer Klasse für den ländliche n Raum, dann pädagogische Be-
schulungskonzepte für Berufe mit hoher Affinität in  den Gabelklassen, also Bäcker, 
Konditoren und vielleicht auch die Lebensmittelfachverkäuferin im entsprechenden Be-
reich gemeinsam beschulen. Die Vollzeitschularten müssen auch im ländlichen Bereich 
erhalten bleiben � gerade für die Schwächeren, aber  auch für die Begabten; ich sehe 
das auch im Hinblick auf den Hochschulzugang. Dann denke ich auch, dass der Be-
reich Grundbildung durchaus vor Ort machbar wäre. 

Für mich wäre jetzt einfach noch ein wichtiger Punk t � meine Präsentation ist ja sehr 
umfangreich; Sie können das nachlesen oder dazu spä ter natürlich auch noch Fragen 
stellen �, dass auch im ländlichen Raum in kleinere n Klassen erfolgreich unterrichtet 
werden kann. Wenn Sie sich die Landesbestenliste durchschauen, dann sehen Sie, 
dass durchaus auch Preisträger aus dem ländlichen R aum dabei sind. Das heißt, ich 
denke, dass ein Qualitätsanspruch auch im ländliche n Raum, in kleinen Klassen und 
auch bei mangelnder Sachausstattung möglich ist, we il wir kreative, intelligente Kolle-
gen haben, die das durchaus wieder auffangen können . 

Ganz zum Schluss möchte ich ganz einfach noch einma l ein paar Punkte als Fazit an-
bringen � wenn ich das noch tun darf; vor mir blink t ja schon die ganze Zeit das Signal. 
Ich werde das, was Sie hier auf dem Schaubild sehen, einfach noch einmal als Resü-
mee übernehmen: Ich sehe es so, dass die Rolle der Berufsschule neu definiert werden 
müsste. Es geht um die Erlangung der Erwerbsfähigke it bis hin zur Selbstständigkeit � 
da, denke ich, spreche ich auch für das Handwerk �,  hin zur Studierfähigkeit. 
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Klärung von Interessen und Zielen der Partner in de r beruflichen Bildung: Für die beruf-
lichen Schulen ist es klar: Qualität des Unterricht s, Stopp der weiteren Ausdifferenzie-
rung hinsichtlich der Ausbildungsberufe im gewerblichen und im kaufmännischen Be-
reich. Zum Beispiel brauchen wir keine Fachkraft im Sonnenstudio. 

(Heiterkeit) 

Es gibt zwei Schulentwicklungsstrategien für mich, einmal für den Ballungsbereich und 
einmal für den ländlichen Raum. Das heißt also ganz  klar: zwei verschiedene Prozesse. 

Zum Erhalt der Bildungsangebote im ländlichen Raum gehören für mich Beschulungs-
konzepte: Theorievermittlung sowie Werkstattunterricht an jedem Standort. Der 
Schwerpunkt liegt auf der Kooperation mit den Betrieben.  

Die Standortentwicklung � auch das ist vielleicht n och ganz wichtig � ist über den 
§ 30 SchG klar definiert. Danach ist ganz klar, wer der Entscheider in diesem Prozess 
ist, nämlich die Schulverwaltung � Regierungspräsid ium oder Kultusministerium. Der 
Schulträger stellt die Anträge, und ich denke, das kann nur in einem transparenten Pro-
zess gemacht werden. 

Abschließend noch eine Aussage: Es gibt den Schulen twicklungsplan II aus den 80er-
Jahren, und darin steht � er ist übrigens heute noc h gültig �, dass an den Standorten 
eine Zweizügigkeit gegeben soll, das heißt, es soll ten immer zwei Klassen eines Berufs 
an einem Standort sein. Davon sind wir mittlerweile natürlich � Sie lachen � schon weit 
entfernt. 

Vielen Dank. 

(Beifall) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank, Herr Bachura. Ich bitte Sie, gleich am 
Rednerpult stehen zu bleiben, denn mir liegen schon die ersten Wortmeldungen vor.� 
Zunächst Frau Kollegin Schütz, bitte. 

Abg. Katrin Schütz  CDU: Herr Bachura, Sie haben gesagt, die Rolle der Berufsschule 
solle sich neu definieren. Mich würde jetzt interes sieren: Wo sehen Sie die Potenziale 
im Weiterbildungsbereich, und welche Aufgaben, speziell im Bildungsbereich, könnten 
für die Berufsschulen in Zukunft angedacht werden? 

Sv. Herr Bachura: Ich versuche immer, es mit Beispielen zu unterlegen. Daran kann 
man das am besten plausibel machen. Wir haben in Gaggenau eine Technikerschule. 
Wenn ich dann den Organisationserlass und die Forderungen der IHK lese, steht dort, 
wir sollen den Weiterbildungs- und den Fortbildungsbereich reduzieren, am besten auf 
null fahren, und damit unser Defizit verringern. Ich sage das jetzt ganz klar: Das wäre 
mit Sicherheit realisierbar. Wenn ich aber wiederum sehe, was diese Technikerschule 
bei uns an der Schule bewirkt, dieser Fort- und Weiterbildungsbereich � das war ja Ihre 
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Frage �, dann kann ich sagen: Wir profitieren erste ns davon, dass Technikerprojekte 
unmittelbar wieder den Berufsschülern zugutekommen,  weil wir sie 1 : 1 wieder einset-
zen können.  

Ich nenne ein Beispiel. Es sind zwei Versuchsstände  für Standheizungen im Kfz-
Bereich entstanden, es sind zwei Motorenstände für alternativen Gasantrieb für Kfz-
Motoren entstanden � das haben alles Techniker geba ut �, es sind zwei Klimastände 
gebaut worden � ebenfalls von Technikern �, und wir  haben vor drei Jahren ein Elektro-
fahrzeug gebaut, bei dem andere gesagt haben: Das geht eigentlich gar nicht. Aber die 
Techniker haben es hinbekommen. Davon profitieren wir alle. 

Dann wollte ich auch noch einmal Folgendes sagen. Wenn ich Lehrer einstelle, dann 
kann ich � wir haben nicht den Background eines Gym nasiums � praktisch nur mit der 
Technikerschule qualitativ einen Part setzen, um adäquate, gute Leute an unsere Schu-
le zu bekommen. 

Ich mache, wenn ich darf, noch eine weitere Aussage: Wir haben eine Stelle ausge-
schrieben und haben darauf 30 Bewerbungen erhalten. Die eine kam von einem aus-
gebildeten Lehrer, der kam von Stuttgart und wollte sich versetzen lassen. Er ist aber 
natürlich in der Nähe von Stuttgart hängen gebliebe n und kam also nie bei uns an. Eine 
weitere Bewerbung war die eines Referendars. Das war eigentlich der Einzige im ge-
samten Regierungspräsidium Karlsruhe. Für ihn waren  wir im �Ranking� Platz 2; der 
geht jetzt aber nach Bruchsal. Das waren die beiden Pädagogen, die einzigen Bewer-
ber mit pädagogischer Vorbildung. Alle anderen ware n Direkteinsteiger, das heißt Inge-
nieure mit FH-, BA- oder Uni-Abschluss. Wir geben uns sehr viel Mühe und haben 15 
Bewerbungen vorsortiert und die Bewerber zu einem Erstgespräch eingeladen. Sie 
glauben gar nicht, was man bei solchen Bewerbungen alles erleben kann. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Die Frage sei erlaubt: Ist einer übrig geblieben?  

Sv. Herr Bachura: Wir suchen noch. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Ich habe es fast befürchtet. 

Sv. Herr Bachura: Wir lassen die Bewerber auch immer einen Probeunterricht geben. 
Das ist für mich immer ein kleines Assessmentcenter , um zu sehen, wie die Leute vor 
den Klassen agieren. 

Ich füge noch ein �Schmankerl� hinzu: Wir haben von  zwei Direkteinsteigern leider fast 
immer einen verloren. Die Forderung, die einmal im Raum stand � �Ingenieure an die 
Tafel!� � hat in Gaggenau nicht funktioniert. 
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Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Meine Frage fügt sich direkt daran an. Si e haben 
eine bessere Unterrichtsversorgung angemahnt. Deshalb auch an Sie noch einmal die 
Frage, die ich schon an Herrn Wagner gestellt hatte: Liegt es an den fehlenden Stellen, 
oder sind es die Bewerber, die fehlen?  

In diesem Zusammenhang: Ich erschrecke, wenn Sie sagen: �Klassen mit einer Min-
destgröße von zehn Schülerinnen und Schülern�. Erst ens ist hier natürlich die Frage, 
wie wir die Lehrkräfte � die wir im Land ohnehin ni cht in ausreichender Zahl haben � auf 
noch mehr Klassen verteilen sollen. Zum anderen haben wir das Problem der Finanzen, 
und zum Dritten stellt sich die Frage, wie es denn pädagogisch aussieht. Ich war früher 
intensiv in der Erwachsenenbildung tätig. Ich habe es meist abgelehnt, Gruppen unter 
zwölf Schülern zu unterrichten, weil das didaktisch  nicht richtig lief. 

Sv. Herr Bachura: Ich hoffe, ich kann alle drei Teile der Frage beantworten. Frage eins: 
Auf einer der Schaubilder habe ich geschrieben: Es gab eine Phase in der Lehrerge-
winnung, da hatten wir Stellen, aber keine Bewerber, und danach kam eine Phase, in 
der wir Bewerber, aber keine Stellen hatten. Jetzt sind wir in der glücklichen Lage, dass 
wir Stellen und Bewerber haben � aber keine adäquat en. 

(Heiterkeit) 

Also Antwort eins: Wir brauchen mehr Lehrer, Referendare, Lehrer in Ausbildung. Ich 
habe, als ich neu an die Schule kam, trotz der schlechten Unterrichtsversorgung � viel-
leicht beantwortet das auch schon die nächste Frage  � die Strategie verfolgt, zu sagen: 
Wir sind schlecht versorgt, wir müssen aber dennoch  in unser Personal investieren, um 
Personalgewinnung machen zu können. Phase eins: Ich  habe also einen Lehrer auf 
Fortbildung geschickt � das ist ja auch eine Ressou rce, die wir dabei erbringen �, damit 
wir einen Ausbildungslehrer an die Schule bekommen. Phase zwei: Ich habe drei Kolle-
gen genommen und habe sie an der Universität Karlsr uhe beim Berufspädagogischen 
Institut platziert. Das heißt, da entwischt uns auc h keiner mehr. Wenn einer auf die Idee 
käme, auf Lehramt zu studieren, hätte der gleich be i uns einen Kurs an der Schule, und 
so versuchen wir, ihn an uns zu binden. 

(Heiterkeit) 

Phase drei: Zwei Kollegen habe ich in einem Bewerbungsverfahren am Seminar in der 
Lehrerausbildung zu unterstützen versucht, für den Fall, dass da auch noch jemand 
dabei ist. Auch da haben wir also die Hände im Spie l. Sie sehen, die Gaggenauer sind 
ganz kreativ bei ihren Lösungen. 

(Heiterkeit) 

Vorsitzende Andrea Krueger: Das ist sehr weitsichtig. 

Abg. Siegfried Lehmann GRÜNE: Herr Bachura, ich habe zwei Fragen. Die ein e Fra-
ge bezieht sich auf die Rolle der Weiterbildung an den beruflichen Schulen. Sie haben 
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die Technikerschule angesprochen. Viele berufliche Schulen haben ja Fördervereine, 
und über die Fördervereine werden Weiterbildungsang ebote gemacht. Parallel dazu 
gibt es von den Kammern die entsprechenden Einrichtungen. Alles wird auch staatlich 
mitfinanziert; alle bekommen ja auch staatliche Mittel. Wäre es nicht richtig, den ganzen 
Weiterbildungsbereich im Beruflichen als integrativen Bestandteil in die beruflichen 
Schulen hineinzunehmen und die Finanzierung auch der überbetrieblichen Ausbil-
dungsstätten und der beruflichen Weiterbildung an d en Berufsschulen auf ein neues 
Fundament zu stellen? Das wäre eine Frage. 

Die zweite Frage betrifft die Ressourcen. Wir haben ja das Phänomen � das wurde heu-
te schon mehrfach angesprochen �: Es gibt einen seh r hohen Anteil von beruflichen 
Vollzeitschulen, viele junge Leute machen danach noch eine duale Ausbildung, diese 
Phasen werden aber nicht als Ausbildungszeiten anerkannt. Wäre es nicht dringend 
erforderlich, auch um Ressourcen zu sparen � das wü rde sicherlich auch dem ländli-
chen Raum helfen �, stärker darauf zu drängen, dass  diese vollzeitschulischen berufli-
chen Qualifizierungsmaßnahmen wirklich so ausgestal tet sind, dass sie auch zwingend 
integrativ in eine duale Ausbildung aufgenommen und angerechnet werden müssen? 

Sv. Herr Bachura: Ich fange mit �zwingend� an. Wer zwingt wen? 

(Heiterkeit) 

Ja, sinnvoll wäre es; das kann man sagen. Es gab ja  das Modell, das ich sehr gut fand, 
nämlich Verzahnung des Berufskollegs mit einem Ausb ildungsberuf. Wenn ich so in die 
Landschaft schaue, sehe ich, es wird zurückgebaut. Woran ist es gescheitert? Eben 
daran � so Ihre Frage �, dass keine Anrechnung da w ar, dass sie nicht möglich war, 
und dass die Wirtschaft oder die Betriebe kein Interesse hatten, diese Anrechnung zu 
machen. Die Frage ist � dazu müssen wir nachher vie lleicht Herrn Klemke fragen �, ob 
man sich solch einen Weg vorstellen kann.  

Ich sage immer � es steht auch auf einem Schaubild in meiner Präsentation �: Der 
Kampf um den Schüler hat begonnen. Ich denke, die o bere Linie ist klar. Wir haben ei-
nen demografischen Wandel. Also, die Größe des Topf es ist klar. Ich bezweifle auch � 
wie auch Sie das dargestellt haben �, dass sich der  abwärtsgerichtete Trend der dualen 
Ausbildung anhält. Was ich aus der Region Rastatt u nd Gaggenau sagen kann, ist, 
dass es aufgrund der Automobilkrise eine Reduzierung geben wird. Das ist klar. Aber 
es ist auch ganz klar: Der Begriff des Fachkräftema ngels kommt bei den Betrieben an, 
und ich sage immer, der Kampf um den Schüler geht j etzt los, und zwar einerseits zwi-
schen Industrie und Handwerk � da beklagt das Handw erk natürlich, dass sie nicht 
mehr die guten Leute bekommen; die werden von der Industrie abgefischt � und ande-
rerseits zwischen den einzelnen Betrieben. Da merke ich dann auch, dass der Betrieb 
mit dem Stern einen gewissen Imageverlust erlitten hat, auch mit der 80/20-Regelung, 
die bedeutet, dass von einem Jahrgang gar nicht mehr alle übernommen werden. Das 
heißt, es kommt im Murgtal jetzt vor, dass ein Ausz ubildender aus Freudenstadt oder 
noch weiter nördlich kommend an Gaggenau vorbeifähr t und nach Rastatt fährt, um 
sich dort ausbilden zu lassen, weil es da die Firma Maquet gibt, die Medizintechnik 
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macht. Das hätte es früher einfach nicht gegeben. D ieser Interessent wäre früher bei 
der Firma mit dem Stern hängen geblieben. Das muss man einfach in dieser Klarheit 
sagen. 

Der Kampf wird auch insofern weitergehen, als man die Frage stellen muss: Wie wer-
den die Verschiebungen Richtung Vollzeit und duale Ausbildung weitergehen? Fällt 
damit auch der Begriff der Ausbildungsreife? Sagen die Betrieben irgendwann: Bevor 
ich gar niemanden bekomme, nehme ich auch jemanden, der dieses Kriterium nicht 
unbedingt erfüllt? Solche Trends sind also auch sch on zu erkennen. Vielleicht müssen 
wir dann über Ausbildungsreife gar nicht mehr so vi el reden. Das wird also interessant 
werden. Ich denke, alles Weitere ist Kaffeesatzleserei. 

Aber ich glaube, jetzt steht noch eine Frage im Raum, nämlich zum Bereich Weiterbil-
dung. Dazu muss ich einfach auch noch einmal etwas sagen. Ich denke, wenn ich lau-
ter solche Partner gehabt hätte, wie das im Nordsch warzwald der Fall war, dass man 
sich an einen Tisch setzen und eine Vereinbarung darüber treffen kann � Herr Klemke 
hat das auch gesagt�: Wer bedient welche Nischen � wie es ja im beruflichen Schulwe-
sen auch gewünscht wird �? Wer kann was, wer kann w as am besten? Letztlich haben 
wir ja die Qualität des Unterrichts oder im weitere n Schritt den Schüler, den Auszubil-
denden im Blick und nicht die gegenseitige Rivalitä t oder die Frage, wo Konkurrenz be-
steht. Aber diese Doppelstrukturen müssen überdacht  werden. Das stimmt. Da gebe ich 
Ihnen recht. Aber ich sehe noch nicht, wer derjenige sein kann, der da moderierend mit 
einwirkt. 

Abg. Christoph Bayer SPD: Herr Bachura, Ihre Ausführungen waren durchzo gen von 
diesem Modell der zwei Konzepte � Ballungsraum und ländlicher Raum. Für den ländli-
chen Raum haben Sie andere Maßstäbe angemahnt. Hier  hätten andere Maßstäbe zu 
gelten, haben Sie gesagt. Sie haben verschiedene Beispiele gebracht, Reduzierung der 
Differenzierung, Organisationserlass usw.; es waren eine ganze Reihe von verschiede-
nen Anregungen und Forderungen. Jetzt sind wir als Enquetekommission ja in der zwei-
ten Phase unserer Arbeit auch gehalten, zu Handlungsempfehlungen an die Regierung 
zu kommen. Deshalb möchte ich Sie bitten, aus der V ielfalt Ihrer Ausführungen eine 
kurze Gewichtung vorzunehmen, wo denn die Big Points sind. Können Sie das, was Sie 
hier relativ unverbunden nebeneinandergesetzt haben, auch mit einer Priorität verse-
hen? Wo müsste politisch in allererster Linie anges etzt werden? 

Sv. Herr Bachura: Die Ursache des Problems im dualen Bereich ist ja eindeutig die 
berufliche Ausdifferenzierung. Jetzt ist die Frage, wie stark dies auch zukünftig differen-
ziert ist. Vorhin wurde das ja auch von meinen Vorrednern diskutiert. Wenn dieser 
Trend anhält, wenn ich mehrere Berufe habe und die Zahl der Auszubildenden gleich 
bleibt, dann teilt sich das entsprechend auf, dann haben wir automatisch kleinere Klas-
sen. Wie kann ich darauf reagieren? Reagieren kann ich, indem ich sage: Ich drehe an 
der Ursachenschraube; ich wirke der Ursache entgegen, also der Ausdifferenzierung. 
Dann stellt sich die Frage: Können wir das? Das ist  ja nicht nur eine Landessache, son-
dern das ist auf Bundesniveau zu klären. Die zweite  Frage wäre: Wenn wir das auf 
Bundesniveau nicht klären können, wie reagieren wir  als Land? Und da sehe ich ein-
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fach noch einmal eine Reduzierung der Klassengröße und diese Beschulungsmodelle 
als einzige Möglichkeit, adäquat darauf zu reagiere n. Dies ist in einem Prozess zu ma-
chen, der transparent und klar ist. Da muss das Regierungspräsidium mitziehen. Und 
ich denke, über allem, über diesem ganzen Prozess m uss der Schüler, der Auszubil-
dende stehen. Das Wichtigste muss sein, dass der eine qualitativ gute Ausbildung be-
kommt. 

Abg. Gerhard Kleinböck  SPD: Herr Bachura, Sie haben gesagt, der Kampf um den 
Schüler habe begonnen. Dabei geht es ja dann auch u m die Frage: Wie sichern Sie als 
Schulleiter den Bestand ihrer Schule? Dabei stellt sich natürlich auch immer die Frage, 
ob Angebote im Bereich der Weiterbildung gemacht werden. Meine konkrete Frage: 
Sehen Sie sich als Schulleiter gut gerüstet in dies er Konkurrenz- oder Wettbewerbssi-
tuation mit anderen Weiterbildungsträgern, oder wel che Wünsche oder Forderungen � 
das hatte ich vorhin auch schon einmal gefragt � ha ben Sie denn an das Ministerium, 
um diesen Wettbewerb bestehen oder besser bestehen zu können? 

Vorsitzende Andrea Krueger: Bevor ich Ihnen das Wort gebe, Herr Bachura, möch te 
ich fragen, ob es noch weitere Wortmeldungen in dieser Runde gibt. � Das ist nicht der 
Fall. Dann, Herr Bachura, haben Sie jetzt als Letzter in dieser Runde das Wort. 

Sv. Herr Bachura: Danke. Ich werde versuchen, relativ klar und kurz zu antworten. Be-
zogen auf unsere Schule kann ich sagen: Wir sind eine Schule mit 900 Teilzeitschülern 
und 200 Vollzeitschülern. Der Weiterbildungsbereich  wäre bei uns, denke ich, marginal. 
Ich könnte darauf auch verzichten, wenn man wüsste,  es ginge so weiter. Das möchte 
ich aber nicht, weil � da schließe ich an meine Aus führungen an � die Technikerschule 
tatsächlich so eine Perle ist, auf die ich nicht ve rzichten kann, weil sie das Niveau im 
Unterricht, also auch der Lehrer, hebt. Wer auf dem hohen fachlichen Niveau der Tech-
niker besteht, der kann natürlich auch in der norma len Berufsschule einen ganz ande-
ren Unterricht machen. Das ist der erste Punkt. 

Punkt zwei: Wir können Sachausstattungen realisiere n, die wir in Anbetracht der kom-
menden, finanziell noch angespannteren Lage sonst gar nicht machen könnten. 

Was würde ich mir wünschen? Eine ähnliche Versorgun g bei den beruflichen Schulen 
wie bei den allgemeinbildenden Schulen. 

Vorsitzende Andrea Krueger: Vielen Dank. Das war die letzte Antwort im Rahmen 
unserer öffentlichen Anhörung am heutigen Vormittag .  

Ich danke auch Ihnen, Herr Bachura, noch einmal sehr herzlich. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, wir, also die Mitglieder der Enquetekommission, die Sach-
verständigen und die Regierungsvertreter, treffen u ns jetzt gleich im Anschluss um 
11:40 Uhr zum nicht öffentlichen Sitzungsteil im Eu gen-Bolz-Saal. 
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Jetzt darf ich mich bei den Experten insgesamt noch einmal sehr herzlich bedanken. 
Dieser Dank gilt natürlich auch den Fragestellerinn en und Fragestellern. Ich glaube, es 
ist auch aus den jeweils sehr unterschiedlichen Perspektiven die Wertschätzung für die 
beruflichen Schulen vor Ort deutlich geworden. Das gilt genauso für das große Enga-
gement dafür, dass die Schulstandorte auch in Zukun ft dem regionalen, örtlichen und 
vor allem fachlichen Bedarf entsprechen werden. Ich denke, diese Wertschätzung ist 
auch nicht weiter verwunderlich � das wurde heute s chon mehrfach angesprochen �, 
weil die beruflichen Schulen einfach der Garant für  die Durchlässigkeit unseres Schul-
systems sind. An der Stelle werden wir auch weiter gemeinsam miteinander arbeiten. 

Den Damen und Herren, die unsere Beratungen heute Vormittag in der öffentlichen Sit-
zung verfolgt haben, darf ich sehr herzlich für ihr  Interesse danken. Vielleicht werden 
wir die eine oder den anderen ja heute Nachmittag bei dem uns allen ebenfalls sehr 
wichtigen Thema �Gleichwertigkeit der beruflichen und allgemeinen Bildung� wiederse-
hen. 

Herzlichen Dank. Denen, die uns heute nicht mehr begleiten werden, wünsche ich ei-
nen guten Nachhauseweg. 

(Beifall) 

(Schluss: 11:32 Uhr) 

�.�.�.� 
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Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Anhörung

Enquetekommission Enquetekommission 
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29.04.2010

OStD Volker Bachura

Schulleiter der Carl-Benz-Schule Gaggenau

29. April 2010



Vita Volker Bachura

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Realschule Mittlere Reife

1- jährige Berufsfachschule Radio- u. Fernsehtechnik

2 1/2 - jährige duale Berufsausbildung Radio- u. Fern sehtechniker

2 - jährige Technische Oberschule Hochschulreife

Studium Uni KA Nachrichtentechnik

Studium Uni KA Diplom Gewerbelehrer ET / Physik

Referendar u. Lehrer Gewerbliche Schule Rastatt

29.04.2010

Referendar u. Lehrer Gewerbliche Schule Rastatt

Referent (Oberschulamt) Regierungspräsidium Karlsru he 

Schulleiter Carl-Benz-Schule Gaggenau



Wie sehen Sie die künftige wirtschafts- u. 
strukturpolitische, gesellschaftliche und 
bildungspolitische Funktion beruflicher 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 1

Schulstandorte?
� Rolle der beruflichen Schule neu klären

� Schere der Ansprüche an die Bewerber für Ausbildung  (Stichwort       
Ausbildungsreife) und Ausbildungsabschlüsse geht im mer mehr 
auseinander

� Berufliche Schulen können mit entsprechenden Ressou rcen diese 
„Schere“ schließen

Punkt 1

29.04.2010

„Schere“ schließen

� Kommender Facharbeitermangel =>Bewerbermangel bei d en Betrieben 
=> Berufliche Schulen: - heben die Schwachen auf sol ides Niveau

- qualifizieren vor
- sind Assessement-Center für Betriebe

� Berufliche Schulen qualifizieren zur u. in Erstausbil dung, Fort- u. 
Weiterbildung, Zusatzqualifikationen u. Hochschulzugä nge



Wie beurteilen Sie die Überlegungen, Schulstandorte  in 
Kooperation mit Betrieben, Kammern und 
Überbetrieblichen Ausbildungsstätten zu schulischen 

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 1

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Kompetenzzentren fortzuentwickeln?
� Jeder der Partner hat bereits bestehende Strukturen , Gebäude, 

Ausstattung u. Personal meist an verschiedenen Stan dorten

� Jeder der Partner hat unterschiedliche Aufgaben, In teressen u. Ziele
z.B. Konkurrenz auf dem Fort- u.  Weiterbildungssektor  zwischen 
Beruflichen Schulen u. Kammern /ÜBA

� In Ballungszentren, in räumlicher Nähe der Partner i st dies möglich u.  

Punkt 1

29.04.2010

� In Ballungszentren, in räumlicher Nähe der Partner i st dies möglich u.  
wünschenswert im Sinne der Bündelung der Ressourcen . Z.B. im 
gewerblichen Bereich Erhöhung der Maschinenlaufzeit einer CNC-
Drehmaschine oder Fräsmaschine (200 000€)

� Kooperation mit Betrieben (Lehrwerkstätten) u. Werk stätten in den 
Schulen wäre zu wünschen



Eine dezentrale, flächendeckende Standortentwicklung  
sichert ein wohnort- u. betriebsnahes 
Ausbildungsangebot auch im ländlichen Raum.

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

� Blick an die Neckarpromenade in Mannheim 5 gewerbli che berufliche 
Schulen, wie an der Perlenschnur, jede mit einem ei genen Profil

� Meist ist eine sehr gute Infrastruktur (Nahverkehr)  auch in den Rand-
regionen der Ballungszentren (siehe Metropolregion R hein-Neckar)

� Ländlicher Raum muss gesondert betrachtet werden, e s müssen 
andere Maßstäbe gelten

Punkt 2

29.04.2010
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Eine regionale Konzentration von Bildungs-
einrichtungen erlaubt dagegen eine Differenzierung 
des Ausbildungsangebots durch Profilierung und 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

ermöglicht verstärkte Synergieeffekte.
� Extrembetrachtung 1: Konzentration auf Zentren erhöh t die Fahrwege 

(zumutbar 90 min) oder hat erhöhte Internatsunterbri ngungen zur 
Folge. Siehe Landes- u. Bundesfachklassen (Baugewerb e 
Schorndorf, Papiermacher Gernsbach Vorteil optimale  Nutzung der 
sächlichen Ausstattung)

� Extrembetrachtung 2: Wir unterrichten in Sammelklas sen, Metall u. 
verwandte Berufe, um den hochausdifferenzierten Ausb ildungs -

Punkt 2

29.04.2010

verwandte Berufe, um den hochausdifferenzierten Ausb ildungs -
berufen im Gew u. Kfm zu entgegnen. Z.B.: heute Auto mobil-, Reise-, 
Tourismus- , Verkehrskaufmann- früher nur der Bürokau fmann oder 
Werkzeugmechaniker der IHK nicht beschulbar mit Fein werk-
mechaniker Werkzeugbau im Handwerk, Konditoren könne n nicht 
mit Bäckern gemeinsam beschult werden 

� Nur wenige Beispiele von vielen siehe Tabelle



Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

 

Berufsfeld Metalltechnik: Gemeinsame Beschulung in Fachklassen

1. Ausbildungsjahr 2. Ausbildungsjahr 3. Ausbildungsjahr 4. A.-jahr
Punkt 2

�  Industriemechaniker Industriemechaniker

Gemeinsame �  Feinwerkmechaniker FWM, SP Maschinenbau

Grundstufe �  Werkzeugmechaniker

�  Feinwerkmechaniker, Schwerpunkt Werkzeugbau

Schwerpunkte �  Zerspanungsmechaniker

Feinwerktechnik �   Feinwerkmechaniker SP Maschinenbau

und �   Feinwerkmechaniker SP Feinmechanik

29.04.2010

und �   Feinwerkmechaniker SP Feinmechanik

Metallbautechnik �  Feinwerkmechaniker SP Werkzeugbau

�  Konstruktionsmechaniker

�  Metallbauer, Fachrichtung Konstruktionstechnik

Schwerpunkt �    Anlagenmechaniker

Installationstechnik �  Anlagenmechaniker Sanitär-, Heizungs- und Klimatechnik

 



Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

Berufsfeld
Metalltechnik B
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Metallbauer – Nutzfahrzeugbau MF

Metallbauer – Metallges taltung MG

Metallbauer – Kons truktions technik MK � � � � � � � �
Konstruktionsm echaniker KM � � � � � � 4 �
Punkt 2

Konstruktionsm echaniker KM � � � � � � 4 �
Indus triem echaniker IM � � � � � � 1,2 � � � � � � 3 � � � � � � �
Feinwerkm echaniker (Maschinenbau) MB � � � � � � � � � � � � � �
Feinwerkm echanikern (Feinm echanik) FE � �
Feinwerkm echaniker (Werkzeugbau) WB � � � � 1,2� � � � � � �
Werkzeugmechaniker WZ � � � � 1,2� � � � � � �
Zerspanungsm echaniker/in ZS � � � � � �
Fertigungsm echaniker FM � �
Anlagenmechaniker/in für Sanitär-, Heizungs- 
und Klimatechnik

AH � � � � � � �
Anlagenm echaniker AN �
Fachwerker – Metall (§42m  HwO) MW �
Metallfachwerker (§66 BBiG) MW �

29.04.2010

Metallfachwerker (§66 BBiG) MW �
Teilezurichter MV �
Verfahrensmechaniker für Kunststof f -
und Kautschuktechnik

VK � � �
Technischer Zeichner
(Maschinen- und Anlagentechnik)

MV � 1 � � 2 � �
Modellbauer – Produktionsm odellbau MP � 1 

Verfahrensmechaniker in der
Hütten- und Halbzeugindustrie

MV �
Maschinen- und Anlagenführer -
Metall- und Kunststof f technik

MV �
Legende: � Reiner Fachklassenstandort

� Feinw erkmechaniker Werkzeugbau / Werkzeugmechaniker beschult nach dem Modell des RPK

� Feinw erkmechaniker Maschinenbau / Industriemechaniker beschult nach dem Modell des RPK

� Metallbauer Konstruktionstechnik / Konstruktionsmechaniker beschult nach dem Modell des RPK
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Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

P
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Wirtschaft und Verwaltung     RNO
Gesundheit
Standorte ab Schuljahr 2007/08 W
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Automobilkaufmann/-kauffrau 67350 KA � �
Bürokaufmann/-kauffrau 78100 KB � � � � � – � � �
Industriekaufmann/-kauffrau 78120 KI � � � � � � � � �
Kaufmann/Kauffrau im Groß- und Außenhandel 68110 KG � – � � � � �
Kaufmann/Kauffrau für Bürokommunikation 78102 KK �
Fachkraft für Lagerlogistik 74102 LO � �
Fachkraft für Lagerwirtschaft (auslaufend) 74100 FL �
FK für Kurier-, Express- und Postdienstleistungen 78851 FX �
Kfm.für Spedition und Logistikdienstleistung 70111 SP �
Reiseverkehrskaufmann/-kauffrau 70220 RK �
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Punkt 2 Reiseverkehrskaufmann/-kauffrau �
Bankkaufmann/-kauffrau 69100 BK � � �
Kaufmann/-frau für Versicherungen und Finanzen 69401 VF �
Steuerfachangestellte/-angestellter 75351 ST � � �
Sozialversicherungsfachangestellte/-angestellter 78113 ÖS �
FA f. Bürokommunikation (Öffentlicher Dienst) 78115 ÖK �
Justizfachangestellte/-angestellter 78112 ÖJ �
Patentanwaltsfachangestellte/-angestellter 78154 RE �
Rechtsanwaltsfachangestellte/-angestellter 78152 RE � � �
Sekretäranwärter/-in f.d. nichtt. mittl. VD 78700 ÖV �
Verwaltungsfachangestellte/-angestellter 78114 ÖV � � �
Buchhändler/-händlerin 68320 BH �
Kaufmann/Kauffrau im Einzelhandel 68122 KE � � � � � � � �
Verkäufer/Verkäuferin 68206 VK � � � � � � � �
Drogist/Drogistin 68410 DG  �
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Drogist/Drogistin 68410 DG  �
Pharmazeutisch-kaufmännischer Angestellter 68510 PK � � �
Arzthelfer/Medizinischer FA 85611 MF � � �
Zahnmedizinischer FA 85621 ZF � � �
Kaufmann/Kauffrau im Gesundheitswesen 85640 GK �
Sport- und Fitnesskaufmann/-kauffrau 75020 SF

Veranstaltungskaufmann/-kauffrau 75030 VA

Kaufmann/Kauffrau für Dialogmarketing 70311 KD �
Servicefachkraft für Dialogmarketing 70301 FD �
Medienkaufmann/-frau Digital und Print 68300 DP �
Informatikkaufmann/-kauffrau 77911 IK � �
Informations- u. Telekommunikations-System-Kfm. 77912 IS � �
Fachinformatiker FI/FS (gewerblich) �

�  Fachklassenstandort      �  Fachklassenstandort unter Beobachtung      �  Fachklassenstandort nach Genehmigung bis 17.09.07      – Beschulung abgegeben
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Eine regionale Konzentration von Bildungs-
einrichtungen erlaubt dagegen eine Differenzierung 
des Ausbildungsangebots durch Profilierung und 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

ermöglicht verstärkte Synergieeffekte.
� Die Kultusverwaltung und die Regierungspräsidien ve rsuchen durch 

Beschulungsmodelle (Experten analysieren Lehrpläne,  Lernfelder 
nach dem pädagogisch Sinnvollen und Machbaren) den Schulen 
gerade im ländlichen Raum Optionen zu geben um die A usbildung 
in Mischklassen zu ermöglichen

� Organisationserlass z. B. für Mindestklassengröße (1 6) sollte für den 
Ballungsraum herangezogen werden 

Punkt 2

29.04.2010

Ballungsraum herangezogen werden 

� Im ländlichen Raum sollte der Organisationserlass n ach Absprache 
mit der Schulaufsichtsbehörde ausgesetzt werden könn en

� Der Organisationserlass ist für beruflichen Schulen  hinsichtlich der 
vorrangigen Versorgung der Berufsschule schwer erfü llbar, da 
Unterrichtsversorgung von teilweise  nur 85% 

� Für die vielen Sonderaufgaben ist eine 100% Versorg ung anzustreben



Welche Strategie für die Standortentwicklung 
empfehlen Sie dem Land und den Schulträgern in 
diesem Spannungsfeld?

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 2

� Sonderstatus für den ländlichen Raum (Mindestklasse ngröße im 
Bereich von 10 Schülern nach Genehmigung durch RPs)

� Pädagogische Beschulungskonzepte von Berufen mit hoh er Affinität 
erweitert den Spielraum im ländlichen Raum (Klapp- u . Gabelklassen)
z. B. Bäcker und Konditoren

� Grundbildung im ländlichen Raum sichern zur Fachbild ung (ab dem 2. 

Punkt 2

29.04.2010

� Grundbildung im ländlichen Raum sichern zur Fachbild ung (ab dem 2. 
Ausbildungsjahr an einem Standort zusammenführen)

� Vollzeitschularten müssen auch im ländlichen Raum er halten bleiben 
(für die Schwachen BVJ, BEJ, ... für die Begabten H ochschulzugang)

� in den 80er-Jahren gab es den Schepl II. Standorte sollten möglichst   
2-zügig sein. Dieser gilt immer noch. Dieser Maßstab  kann nicht an 
den ländlichen Raum angelegt werden.



Inwieweit sind unterschiedliche Strategien in den 
Ballungszentren, in den Randregionen der 
Ballungszentren u. im ländlichen Raum machbar u. 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 3

sinnvoll?
� Eine gesonderte Strategie ist für den ländlichen Ra um zwingend! 

Mindestklassengröße von 10 sollte nach Genehmigung erlaubt sein.

� Für den Ballungsraum und die Randregion im Ballungs raum gilt die 
Profilbildung u. die Maßstäbe aus dem Schepl II. Ak tuelle 
Mindestklassengröße 16 Schüler 

� In Ballungsräumen sollten Kooperationen mit den Kam mern und 

Punkt 3
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� In Ballungsräumen sollten Kooperationen mit den Kam mern und 
Betrieben hinsichtlich Nutzung der sächlichen u. räu mlichen 
Ausstattungen in Betracht gezogen werden. => Mehrfac h 
Anschaffungen könnten vermieden werden



Was kann speziell getan werden, um das 
Ausbildungsangebot im ländlichen Raum im 
bedarfsgerechten Umfang u. in gleicher Qualität zu 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 3

erhalten?
� Neue Rolle der beruflichen Schule Vermittlung von H altungen, 

Sozialkompetenz, unternehmerisches Denken, Softskills , 
Methodenkompetenz, lebenslanges Lernen u. der Fachli chkeit 
innerhalb der Lernfelder …

� Aus der Not heraus bieten sich in kleineren Klassen  im ländlichen 
Raum für Auszubildende immer wieder auch hervorragen de 
Lernvoraussetzungen (dies bestätigen Landesbeste aus  dem 
ländlichen Raum)

Punkt 3
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ländlichen Raum)

� Lösungsansätze sind in der KFZ-Ausbildung zwischen Ca lw u. Nagold 
in einer bestehenden Kooperation der beiden Schulen . In Calw findet 
die Grundbildung u. 1BFR sowie die gesamte Theorie statt.  
Werkstattunterricht ab dem 2. Jahr findet nur noch in Nagold statt.

� Qualität hängt „ausschließlich“ von der Unterrichtsqu alität der 
Kollegen ab, so kann Fantasie, Kreativität und Eins atz manchen 
Sachausstattungsmangel kompensieren.



Welche Möglichkeiten u. Grenzen von Kooperation 
zwischen Schulstandorten bestehen, um Synergien zu 
nutzen u. damit Standorte zu erhalten?

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Gemeinsame 
Fragen

Punkt 3

� Laut Verordnung gibt es Grenzen die Sinn machen, so s ind Fahrwege 
von Tür zu Tür über 90 min für Schüler unzumutbar.

� Bestehende Strukturen z. B. im HOGA- oder Bau-Bereich  sind derart, 
dass die Grundbildung (1.Jahr) Wohnort nah ausgebil det wird u. ab 
dem 2. Jahr die Fachstufe in Schorndorf ausgebildet  wird. Dies hat 
auch an den 4 HOGA-Standorten in BaWü eine Internat sunter-
bringung zur Folge.

� Kosten der Unterbringung müssen von den Ausbildungs betrieben u.  

Punkt 3
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� Kosten der Unterbringung müssen von den Ausbildungs betrieben u.  
den Auszubildenden aufgebracht werden.

� An der CBS Gaggenau denken wir über optimalen Resso urceneinsatz 
nach, so wollen wir unsere Ausstattung in der Robot ik mit unserem 
KUKA-Industrieroboter der Daimler-Lehrwerkstatt für  Kurse zur 
Qualifizierung bereitstellen und nutzen im Gegenzug do rt die CNC-
Drehmaschinen (rechtliche Fragen, Versicherung, Unf allschutz, ...) 



Wie kann die Unterrichtsorganisation bei sinkenden 
Schülerzahlen und zugleich hochdifferenzierten 
Ausbildungsberufen gelingen?
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Gemeinsame 
Fragen

Punkt 4

� Die demographische Entwicklung wird zwangsläufig zu k leineren  
Klassen führen, damit muss die Mindestklassengröße gerade im 
ländlichen Raum angepasst werden.
- in der dualen Ausbildung 10 Schüler (Genehmigung)
- Sondersituation auch bei Klassen mit besonderem Fö rderbedarf

(BVE; BVJ, BEJ, Koop.-Klassen mit FöS, VAB, ...) 

� Beschulungskonzepte: D.h. es kann der Handwerker Fei nwerk-
mechaniker Werkzeugbau mit dem IHK -Beruf Werkzeugmechaniker 

Punkt 4
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mechaniker Werkzeugbau mit dem IHK -Beruf Werkzeugmechaniker 
gemeinsam beschult werden. Es kann der Bäcker mit d em Konditor 
u. entsprechenden Lebensmittelfachverkäuferinnen in  weiten 
Bereichen gemeinsam beschult werden (Klapp- u. Gabel klassen).

� Sind die Ausdifferenzierungen in so vielen Berufen s innvoll? Wenn es 
für die Organisation an den Schulen so schwierig is t? Kann der 
Automobilkaufmann nicht Bürokaufmann lernen und an einer Schule 
mit KFZ ein Zusatzmodul besuchen (Zusatzqualifikation en)?



Wie können die Belastungen für die Schülerinnen u. 
Schüler begrenzt und die Kosten für Organisation, 
Fahrten u. Unterbringung optimiert werden?
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Gemeinsame 
Fragen

Punkt 4

� Bestehende Strukturen, wie z. B. im Hoga-, Bau- oder anderen Landes-
u. Bundesfachklassen, sollten weiterhin genutzt u. a usgelastet 
werden. Diese Einrichtungen sind akzeptiert.

� Vor dem weiteren Ausbau von Internaten würde ich wa rnen, wohnort-
u. betriebsnahe Beschulung ist vorzuziehen.

� Pädagogische Konzepte zur Beschulung von affinen Beru fen sind mit 
Hilfe von Experten (Fachberater) zu entwerfen. Quali tät sollte im  
Blick sein. Möglichst einheitliche Konzepte als Stan dard.

Punkt 4
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Blick sein. Möglichst einheitliche Konzepte als Stan dard.

� Ausbildungs- u. wohnortnahe Beschulung ist die beste  
Wirtschaftsförderung

� Ersparnis der Fahrt- u. Unterbringungskosten für Sch üler, Betriebe, 
Kommunen.

� Optimierung der Unterbringungseinrichtung durch Öff nung im Bereich 
Zusatzqualifikationen, Fort- u. Weiterbildung



Welche Folgewirkungen ergeben sich für die 
Verkehrsinfrastruktur u. Unterbringseinrichtungen?
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Gemeinsame 
Fragen

Punkt 4

� Bestehende Verkehrsinfrastrukturen sind nicht immer  konform mit 
Schulträgergrenzen

� Schüler u. Auszubildende stimmen mit den Füssen ab, dies schwächt 
oft den ländlichen Raum hinsichtlich den Schülerzahl en zusätzlich

� Berufe mit einer Internatsunterbringung sind meist bei 
Auszubildenden und deren Eltern negativ belegt u. sc hreckt ab

� „Kampf“ um den Schüler hat begonnen, vor diesem Hinte rgrund 

Punkt 4
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� „Kampf“ um den Schüler hat begonnen, vor diesem Hinte rgrund 
werden es Berufe und Branchen mit schlechterem Imag e schwer 
haben. Oft korreliert dies mit Internatsunterbringu ngen

� Die Erfahrung zeigt es ändern sich Verkehrsinfrastru kturen (meist 
durch bessere Anbindung in den Ballungszentren), dad urch ändern 
sich die „Schülerströme“ 



Wie könnte künftig ein System der dynamischen 
Steuerung aussehen, das eine stetige Anpassung an 
die prognostizierten demographischen, techno-

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Spezielle 
Fragen 

Punkt 1
logischen u. wirtschaftlichen Herausforderungen 
ermöglicht?
� Die Berufliche Schulen in BaWü sind auf dem Weg in OES. Dadurch ist 

die Schulaufsicht in ständigen Gesprächen mit den S chulen, in 
Zielvereinbarungsgesprächen alle 5 Jahre nach einer  FEV oder in 
Review-Gesprächen jedes Jahr, dabei könnte von der Verwaltung 
entsprechende Steuerungsimpulse gegeben werden.

� Modell Regionale Schulentwicklung am RPK ist durch Beteiligung der 

Punkt 1
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� Modell Regionale Schulentwicklung am RPK ist durch Beteiligung der 
Partner: Schule, Schulträger u. Kammern gekennzeichn et. In 
verschiedenen Gremien werden Entscheidungen vorbere itet. Klar 
muss sein, Entscheider ist die Schulverwaltung (RPs  u. KM §30)

� Die Beruflichen Schulen in die Eigenständigkeit zu e ntlassen und 
damit unternehmerisch geführte Bildungseinrichtung zu werden, 
führt automatisch in Konkurrenzsituationen. Der frei e Markt steht 
dem verankerten Bildungsgedanke entgegen => Rolle d er 
Beruflichen Schulen überdenken!



Wo liegen Grenzen politischer Steuerungsmöglich-
keiten, die sich aus den Möglichkeiten der Personal -
gewinnung u. –entwicklung und dem Bestand der 

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Spezielle 
Fragen 

Punkt 1
Gebäuden u. Sachausstattungen ergeben?  
� Durch die Dualität der Finanzierung, Personalkosten das Land und 

Sachkosten der Schulträger, müssen die beiden an ei nen Tisch

� Dies kann regional nicht vom Ministerium alleine ge leistet werden, 
dazu Bedarf es den RPs

� Die Kenntnisse in der Region bringen am besten die Schulleitungen 
mit ein

Punkt 1
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mit ein

� Die Personalverantwortung in Form von schulscharfen  Stellen-
besetzungen hat sich bewährt. Direkteinsteiger Absch lussquote 50%

� Die meisten Beruflichen Schulen erhalten vom Schult räger ein Budget 
meist ohne Gebäudeerhalt. Problem die Berechnung be ruht oft nur 
auf der Grundlage der Schülerzahlen. Dies verstärkt bei den 
Schulleitungen den Kampf um den einzelnen Schüler. D ies steht 
somit Schulentwicklung u. Profilbildung entgegen.



Wie kann die bisherige Praxis der Unterrichts-
versorgung einem dynamischen System mit sich 
verändernden Standorten anpassen?  
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Spezielle 
Fragen 

Punkt 1

� Wunsch der Schulleitungen längerfristige Planung üb er 
Stellenzuweisungen

� Es gab Phasen da waren Bewerber da u. es gab keine Stellen, dann 
kam die Phase es gab Stellen u. es gab keine Bewerb er, heute haben 
wir auf eine Stelle 30 Bewerbungen darunter 1 Lehre r, 1 Referendar, 
28 Direkteinsteiger, d.h. FH-, BA- u.Uni-Absolventen  (Ingenieure).

Punkt 1

29.04.2010

� Die Schulleitungen helfen sich gegenseitig aus, Übe rhänge werden 
durch Abordnungen abgebaut. Langfristige zu hohe 
Unterrichtsversorgung in einem Bereich wird durch V ersetzungen 
realisiert. Vorteil Lehrer sind Landesbeamte.

� Z.B. am Standort Baden-Baden wurde KFZ geschlossen => 2 Kollegen 
wurden nach Gaggenau abgeordnet, Industriemechanike r in Rastatt 
geschlossen =>2 Kollegen sind stundenweise abgeordn et. Die 
Papierindustrie ist in der Krise 50 Std Überhang =>  Abordnungen 



Wie beurteilen Sie das Verhältnis von staatlicher 
Planung u. Marktmechanismen für die Weiter-
entwicklung des Beruflichen Schulwesens?  

Enquetekommission „Weiterentwicklung beruflicher Sch ulstandorte“

Spezielle 
Fragen 

Punkt 2

� Für den Bereich Bildung möchte ich reine Marktmecha nismen 
ablehnen. Beispiele dazu: Berufliche Schulen wären s chlechte 
Schulen, wenn nicht eine Marktanalyse bei ähnlichen  Schulen zu den 
gleichen Ergebnissen führten. Dies bedeutet, dass S chulen in einer 
Region sich in die selbe Richtung entwickeln u. die  Konkurrenz-
situationen sich verschärfen. Alle hauswirtschaftli chen Schulen 
wollen ein SG. Alle beruflichen Schulen wollen mit Werkrealschulen 
kooperieren und beantragen 2-jährige Berufsfachschu len ...

� Eine Planung mit Systemweitblick, mit einer überreg ionalen Sicht -

Punkt 2
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� Eine Planung mit Systemweitblick, mit einer überreg ionalen Sicht -
weise ist nötig.

� Eine Planung mit Leitlinien, Ziele, klaren u. trans parenten Strukturen 
aber auch klaren Verantwortlichkeiten. D. h. wer is t der Entscheider 
der Owner des Prozesses? Nach §30 die Schulverwaltun g

� Alternativ einen Planungsprozess mit klaren Rahmenbe dingungen, 
eingebettet in eine Zielkaskadierung (KM- RPs- Schule n)



Inwieweit kann der Wettbewerb zwischen Schulen und 
Schulstandorten als strukturierendes Instrument 
eingesetzt werden, ohne bei sinkenden Schülerzahlen 
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Spezielle 
Fragen 

Punkt 2
ineffiziente Doppelstrukturen aufrechterhalten zu 
müssen?  
� „Kampf um den Schüler“ d.h. Wettbewerb um Jugendliche  beginnt auf 

dem Ausbildungsmarkt zwischen den Betrieben, zwischen  Industrie 
u. Handwerk, zwischen Dualer Ausbildung und Vollzeits chulen ... 

� Berufliche Vollzeitschulen sind Wahlschulen, die Sch üler u. Eltern 
wählen aus dem Angebot in der Region. Es spielen Er reichbarkeit, 
Wunschprofil, Trends, bildungspolitische Neuerungen  eine Rolle ... 

Punkt 2
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� Wettbewerb der Schulen wird durch Ausrichtung auf d ie reine Schüler-
zahl = Quantität nicht gerecht. Wo bleibt die Qualit ät?

� Über den Organisationserlass u. die Mindestklasseng rößen werden 
Standorte ihre Ausbildung u. Schularten aufgeben mü ssen. Vorsicht 
ländlicher Raum! 

� Doppelstrukturen im Prozess abbauen, durch Bündelung  der 
Ausgaben für sächliche Ausstattung der Schulträger



Fazit:
� Rolle der beruflichen Schule neu definieren

� Klärung von Interessen u. Zielen der Partner in der  Beruflichen Bildung
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FAZIT:

� Klärung von Interessen u. Zielen der Partner in der  Beruflichen Bildung
- Sollte hohe Unterrichtsqualität für die berufliche n Schulen sein!

� Stoppen der weiteren Ausdifferenzierung der Ausbildu ngsberufe im 
gewerblichen u. kaufmännischen Bereich ( z. B. Fachk raft im 
Sonnenstudio)

� Es gibt 2 Schulentwicklungsstrategien für den Berei ch Ballungsraum 
u. dem ländlichen Raum.

� Zum Erhalt der Bildungsangebote im ländlichen Raum gehören:

29.04.2010

� Zum Erhalt der Bildungsangebote im ländlichen Raum gehören:
- Beschulungskonzepte (affine Berufe gemeinsam beschu len)
- Theorie an jedem Standort-Werkstattunterricht nur an einem?
- Schwerpunktthemen in Kooperation mit einem Betrieb

� Standortentwicklung ist über den §30 SchG u. oder § 20 SchG klar 
definiert. Anträge der Schulträger, Entscheider ist  die obere oder 
oberste Schulverwaltung (RP oder KM), je nach Antra g sind 
Kammern einzubeziehen.



Fazit:
� Es ist klar, wer der Owner des Schulentwicklungspro zesses ist

� Beteiligte Partner sollten am Schulentwicklungsproze ss 
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FAZIT:

� Beteiligte Partner sollten am Schulentwicklungsproze ss 
partizipieren

� Es gilt noch der Schepl II aus den 80er-Jahren (gew ünschte 2-
Zügigkeit)

� Berufliche Schulen müssen die Funktion der Vermittl ung der 
Hochschulberechtigung im Blick haben 

� Berufliche Schulen müssen im Bereich Fort- u. Weiter bildung ihre 
Funktion wahrnehmen (entscheidender Vorteil bei der  Personal -
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Funktion wahrnehmen (entscheidender Vorteil bei der  Personal -
gewinnung u. Unterrichtsqualität)


